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Der Berriebsaujbau des deutfchen Handels 


In einem Beitrag zu dem Sammelwerk „Die Verwaltungs⸗ 
akademie“ (Induſtrieverlag Spaeth & Linde) veröffentlicht Otto 
Ohlendorf, Hauptgeſchäftsführer der Reichsgruppe Handel, 
einige Zahlenreihen, die über den Stand der Betriebsgrößen⸗ 
gliederung des deutſchen Handels in neuerer Zeit unterrichten. Im 
geſamten Handel beſchäftigen danach 89,1 v. H. aller Betriebe 
bis zu 5 Gefolgſchaftsmitglieder, 6 bis 50 Arbeitskräfte ſind in 
7,8 v. H. der Betriebe tätig und nur in 0,4 v. H. aller Be⸗ 
triebe überſteigt die Gefolgſchaft 50 Perſonen. Die Zahlen be⸗ 
ſtätigen, daß im Handel der kleine Betrieb vor— 
herrſcht. Das iſt im Groß handel und im Einzel handel 
der Fall, jedoch in verſchiedenartiger Stufung. 


Von der Geſamtzahl von 68 750 Mitgliedern im 
Großhandel im Jahre 1939 zählen 9452 oder e TOE S 
zur unterſten Betriebsgrößenſtufe mit einem Jahresumſatz bis 
25 000 RM. Auf fie entfallen aber nur 3 v. H. der Geſamt⸗ 
gefolſchaft und 0,56 v. H. des Geſamtumſatzes. In der zweiten 
Stufe (25 000 bis 50000 RM.) iſt das Bild nicht weſentlich 
anders; zu ihr gehören 10004 Mitglieder oder 15,55 v. H. der 
Geſamtzahl, ſie beſchäftigen 4,8 v. H. der Gefolgſchaftsmitglieder 
und erzielen 1,53 v. H. des Umſatzes. In beiden Gruppen 
kommen zahlreiche Betriebe vor, die von den Inhabern mit Hilfe 
ihrer Familienangehörigen gänzlich ohne fremde Kräfte geführt 
werden; erſt in der nächſten Stufe (50 000 bis 100000 RM. 
Umſatz) erhöht ſich der Anteil an der Geſamtgefolgſchaft. 
13 485 Betriebe dieſer Gruppe machen 19,6 v. H. der Geſamt⸗ 
zahl aus; auf ſie entfallen 9,2 v. H. aller Arbeitskräfte, aber 
nur 4 v. H. des Umſatzes. Das Schwergewicht liegt, im 
ganzen geſehen, im Großhandel bei der Größenklaſſe mit 100 000 
bis 500 000 RM. Jahresumſatz: denn diefe Gruppe zählt 
26839 Betriebe oder 38,13 v. H. der Geſamtzahl, ſie beſchäftigt 
31 v. H. der Arbeitskräfte und iſt mit 20,7 v. H. am Umſatz be⸗ 
teiligt. Der Umfatanteil dieſer Betriebe macht alfo ein Fünftel 
aus, während alle Betriebe mit Umſätzen bis 100 000 RM. — 
die zuſammen 48,9 v. H., alfo die Hälfte der Geſamtheit der 
Unternehmungen zählen — nur etwas über 6 v. H. der Umſatz⸗ 
ſumme auf ſich vereinigen. Die größeren Betriebe des Groß⸗ 
handels find gering an Zahl. Unternehmungen mit Amſätzen von 
0,5 bis 1,0 Million RM. ſind mit 8 v. H., ſolche mit Umſätzen 
über 1,0 Mill. mit rund 5 v. H. der geſamten Betriebszahl ver- 
treten, auf jene entfallen auch nur 15,8 v. H. des Umſatzes, aber 
die Betriebe der höchſten Stufe (über 1,0 Mill.) beherrſchen 
57.4 v. H. des Geſamtumſatzes des deutſchen Großhandels. 


Im Einzelhandel wird die Gliederung in den Auf⸗ 
ſtellungen Ohlendorfs in ähnlicher Weiſe durchgeführt. Insgeſamt 
wurden hier 1938 (ohne Kohlenhandel, Warenhäuſer, Filialbe⸗ 
triebe und Verſandgeſchäfte) 465 565 Unternehmungen gezählt, 
davon in der unterſten Stufe (bis 10000 RM. Umiak) 
117 144 Geſchäfte oder 25,2 v. H., ein Viertel der Geſamtzahl, 
auf die jedoch nur 3,7 v. H. der Umſatzſumme entfallen. Es 
folgt die nächſte Größenklaſſe mit 10000 bis 20000 RM. Um- 
fat, fie zählt 112 710 Betriebe oder 24,2 v. H., ein weiteres 
Viertel der Geſamtzahl und erzielt 8,8 v. H. des Umſatzes. Beide 


Gruppen zuſammen umfaſſen alſo 49,4 v. H., nahezu die Hälfte 
aller Betriebe, doch nur 12,5 v. H., alſo genau ein Achtel des 
Geſamtumſatzes. Faſſen wir die folgenden Größenklaſſen zuſammen, 
lo ergibt ſich für die Betriebe mit 20 000 bis 50 000 RM. Une 
ſatz eine Zahl von 155 782, die 33,4 v. H. oder ein Drittel der 
Geſamtzahl der Unternehmungen ausmachen und 26,5 v. H., mehr 
als ein Viertel des geſamten Einzelhandelsumſatzes, auf ſich ver⸗ 
einigen. Die Differenz zwiſchen dem Anteil an der Zahl der Be⸗ 
triebe und dem Umſatzanteil ijt hier alo weſentlich kleiner. Die 
folgende Größenklaſſe tritt dagegen zurück; fie zählt 51 788 Be- 
triebe (11,2 v. H. der Geſamtzahl) und iſt mit 19 v. H. am 
Geſamtumſatz beteiligt. Anſpruchsvollere Zahlen hat auch hier die 
Gruppe der größten Unternehmungen (über 100 000 RM. Umſatz); 
zählt ſie doch immer noch 28 141 Betriebe, die zwar nur 6 v. H. 
aller Unternehmungen ausmachen, aber 42,4 v. H. des Umſatzes 
beherrſchen. r 


Soweit das Zahlenbild in feinen w id tig jiten Zügen. Diele 
zeigen von neuem, daß im Groß handel wie im Einzel handel 
die Betriebe mittlerer Umſatzgröße eine bedeutende 
Rolle ſpielen. Ihr Umſatzanteil ijt hoch genug, um ihre 
Wirtſchaftlichkeit zu gewährleiſten und ihr Beſtehen zu ſichern. 
Ihre große Zahl gibt die Möglichkeit einer ſtandort-⸗ 
mäßigen Streuung, die es ihnen geſtattet, ſtändig in 
enger Fühlung mit der Kundſchaft zu ſtehen, was volkswirt⸗ 
ſchaftlich beſonders wertvoll iſt. Sehr groß iſt allerdings die 
Menge der ſehr kleinen Geſchäfte, bei denen man zweifeln kann, 
ob ihr Umſatz allein eine ausreichende Exiſtenzgrundlage bietet. 
Gleichwohl dürfen die angeführten Zahlen keinen Anlaß zu 
voreiligen Schlüſſen bilden, etwa in dem Sinne, daß das 
Daſein dieſer kleinſten Handelsniederlaſſungen durchweg ungerecht⸗ 
fertigt und für die Bilanz der Wirtſchaftlichkeit des geſamten 
Handels nur belaſtend wäre. Dieſe kleinen Geſchäfte tragen im 
Einzelhandel viel dazu bei, daß dieſer, als Einheit geſehen, 
ſeine Funktion zu erfüllen vermag, indem ſie die Verſorgung den 
Verbraucherſchaft in abſeits oder verſtreut gelegenen Siedlungs⸗ 
räumen übernehmen oder in dicht bewohnten Gebieten durch ihre 
große Zahl die Einkaufswege der Verbraucherſchaft abkürzen und 
die Verſorgung für den Käufer beſchleunigen. Dies iſt — in der 
Kriegszeit hat es ſich deutlich gezeigt — namentlich für die Qe- 
bensmittelverteilung wichtig, und im Lebensmittel⸗ 
Einzelhandel ſind auch die kleinen Betriebe am zahlreichſten 
vertreten. Darauf weiſt auch Ohlendorf hin. Er erinnert be⸗ 
ſonders an die vielen nebenberuflich, in Verbindung mit dem 
Handwerk oder der Landwirtſchaft betriebenen Einzel⸗ 
handelsläden auf dem Lande, die an ihrem Platze gar nicht 
durch größere Spezialgeſchäfte erſetzt werden können, aber zu der 
hohen Zahl der Betriebe mit kleinſten Umſätzen erheblich bei- 
tragen. 


Immerhin ſchließt dies nicht aus, daß die Bereinigung des 
Betriebsgefüges des Einzel handels fortgeſetzt wird, wo dies 
ohne Schädigung der reibungsloſen Verbraucherverſorgung möglich 
it. Und im Groß handel erſcheint eine Verminderung der 
Kleinſtbetriebe unter den gleichen Geſichtspunkten ebenfalls wün⸗ 
ſchenswert. R. S. 
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Welches KLecht hat der Käufer? 


Wenn die Garantieerklürung nicht eingehalten wird 


Die Garantieerklärung ſpielte bis zum Kriegsbeginn im 
deutſchen Geſchäftsleben von Jahr zu Jahr eine zunehmende 
Rolle. Sie iſt der Ausdruck hoher Qualitätsarbeit und ein Mittel, 
um ſchnell und ſicher das Vertrauen des Käufers zu gewinnen. 
Daß die Garantieerklärung keine Gratisbeigabe bedeutet, darüber 
iſt ſich wohl jeder denkende Käufer im klaren. Zwar ſind die 
Fälle der Inanſpruchnahme der Garantie durch den Käufer bei 
der Mehrzahl der Qualitätserzeugniſſe ſicherlich gering geweſen, 
ſo daß die Herſteller für Reparaturen uſw. verhältnismäßig 
wenig Ankoſten im Hinblick auf die Garantieerklärung einzu⸗ 
kalkulieren hatten, aber die hohen Anſprüche auf die Rohſtoffe 
und an die Sorgfalt der Ausführung der mit der Garantie⸗ 
erklärung verſehenen Erzeugniſſe ſtellten im Warenangebot die 
Sonderleiſtung dar, die ſelbſtverſtändlich auch entſprechend bezahlt 
werden mußte. 


Wenn nun auch heute im Kriege die für den zivilen Sektor 
arbeitenden Werke nach wie vor das beſte zu leiſten ſich bemühen, 
fo iſt doch mancherlei Rücksicht zu nehmen auf die Kriegsver⸗ 
hältniſſe, ſei es bei den zur Verfügung ſtehenden Rohſtoffen, von 
denen ſelbſtverſtändlich das beſte der Wehrmacht zur Verfügung 
geſtellt wird, ſei es im Herſtellungsverfahren ſelbſt, das vielfach 
von früher berufsfremden, angelernten Kräften durchgeführt wird. 
Die Firmen haben deshalb auch vielfach davon Abſtand ge⸗ 
nommen, ihren Erzeugniſſen eine Garantieerklärung mit auf den 


Sozialarbeit heißt 


Noch keine zehn Jahre liegt die Zeit zurück, da die Arbeit 
als Fron empfunden wurde und jeder danach ſtrebte, von der 
Arbeit fo ſchnell wie möglich auf den Feierabend umzuſchalten, 
um dann endlich ſeinen Privatvergnügungen nachgehen zu können. 
Betrieb und Haus durften keinesfalls miteinander in Berührung 
tommen Es fehlte die innere Verbundenheit zwiſchen Betrieb und 
perſönlichem Leben. So mußten auch alle Anſätze zu ſozialen 
Maßnahmen nur als klägliche Verſuche einer mehr oder minder 
gutgemeinten Wohlfahrt und Fürſorge angeſprochen werden. 


Heute dagegen iſt die Arbeit zu einem weſentlichen Beſtand⸗ 
teil der Lebensgeſtaltung des einzelnen geworden. Die Tore zum 
Vorwärtskommen ſind aufgetan, die enge Bindung an die Arbeits⸗ 
ſtätte zeigt ſich überall in harmoniſcher Wechſelwirkung. Aber die 
Erkenntnis, daß gute Geſundheit, geordnete wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe, entſprechende Wohnungen, eine wohldurchdachte Freizeit⸗ 
geſtaltung dazu beitragen, Arbeitskraft und ⸗luſt zu ſteigern, und 
daß ſie die Grundlage für einen die ganze Perſönlichkeit for⸗ 
dernden Einſatz bilden, macht immer neue Kräfte frei, auch im 
Kriege die Sozialarbeit voranzutreiben. 


Berichte aus den Betrieben beſtätigen immer wieder, was 
ſelbſt heute möglich iſt, und wie eng die innere Bindung des 
einzelnen Schaffenden an ſeinen Betrieb iſt. Natürlich wächſt dieſe 
Bindung nicht bei einem kalten Nebeneinander am Arbeitsplatz. 
Die Zuſammenkünfte der Betriebsgemeinſchaft zu unterhaltſamen 
Vorträgen, gemeinſamen Theaterbeſuchen, zu Feiern und Feſten, 
tragen zum gegenſeitigen Kennenlernen der Arbeitskameraden bei 
und damit zu einer gegenſeitigen Achtung und Kameradſchaft. 


Beſondere Sorgfalt legen die Betriebe auf die Erziehung des 
Nachwuchſes. Wir leſen beiſpielsweiſe von einem großen Werk 
mit mehreren Zweigunternehmen, in denen die Jugendlichen zu den 
verſchiedenen Betriebsſtätten geführt werden, um auch die anderen 
Produktionsſtellen kennenzulernen. Regelmäßig finden Sport⸗ und 
Geſangübungen mit den Lehrlingen ſtatt. Sämtliche Lehrlinge er⸗ 
halten außerdem zweimal wöchentlich Unterricht zur Erreichung 
des HJ. Leiſtungsabzeichens. Zwei Lehrlinge erhalten auf Koſten 
des Betriebes Gitarren⸗ und Ziehharmonikaunterricht im eigenen 
und im Intereſſe der betrieblichen Freizeitgeſtaltung. In einem 


Weg zu geben. Das iſt nun im Verhältnis zu früher eine 
kleinere Leiſtung, die mit einer entſprechenden Preisminderung 
verbunden ſein muß. Im Mitteilungsblatt Nr. 30 hat jetzt der 
Reichskommiſſar für die Preisbildung auf dieſe Tatſache hinge⸗ 
wieſen, und die Preisminderung verlangt. Was hier in dieſem 
Erlaß für den Uhrenhandel ausgeſprochen wurde, dürfte ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch für andere Warengattungen zutreffen, bei denen 
früher die Garantieerklärung üblicherweiſe gegeben wurde. 

Inſoweit liegt aljo — für zukünftige Käufe — der Sachver⸗ 
halt klar. Wie iſt aber die Rechtslage, wenn aus einem früheren 
Kauf, der mit einer Garantieerklärung des Verkäufers, bzw. der 
Herſtellerfirma verbunden war, heute von dem Käufer die Ga⸗ 
rantie in Anſpruch genommen wird und der Händler ſich weigert, 
dieſer Garantie nachzukommen. Hier glauben nun manche Käufer 
an die Preisüberwachungs⸗ bzw. Preisbildungsſtellen herantreten 
zu können, um bei dieſen eine nachträgliche Preisherabſetzung der 
Ware zu erreichen. Das iſt nun eine irrtümliche Auffaſſung, denn 
die Preisbildung iſt ſpäteſtens mit der Übergabe der Ware und 
der Bezahlung durch den Käufer abgeſchloſſen, ſo daß die Nicht⸗ 
erfüllung einer übernommenen Garantie mit dem Preisrecht nichts 
mehr zu tun hat. 

Der Käufer muß vielmehr vor dem zuſtändigen Gericht auf 
Erfüllung der Garantie klagen oder evtl. feine Schadenserſatz⸗ 
anſprüche dort geltend machen. 


Lebensgeſtaltung 


anderen Werk wurden zwei Lehrlinge zu einem Segelfliegerkurs 
geſchickt, um die A-Prüfung abzulegen. Gerade dieſe Beiſpiele 
zeigen klar, daß neben den reinen Betriebsintereſſen für die Bed- 
triebsführung und für die Gefolgſchaft das Intereſſe der Gemein⸗ 
ſchaft ſteht. 


Ebenſogroß wie die Bemühungen um eine ſtändige ärztliche 
Betreuung, um Reihenunterſuchungen und Hygiene am Arbeits⸗ 
platz ſind auch die Maßnahmen, die im möglichen Rahmen für 
die Wohnverhältniſſe der Gefolgſchaft getroffen werden. So hören 
wir aus einem Betrieb, daß ein ehemaliges Handmagazin zu 
einem hübſchen Einfamilienhaus mit Zimmern, Küche und Waſch⸗ 
küche umgebaut wurde. Ein Fahrer, deſſen Frau gleichzeitig das 
ebenſo neue Gefolgſchaftshaus betreut und ſauber hält, hat es nun 
bezogen. Ein anderer Betrieb vermochte trotz der heutigen 
Schwierigkeiten mehrere Arbeiterwohnungen inſtand ſetzen zu laſſen, 
in denen Ofen und Herde nachgeſehen und alle notwendigen Re⸗ 
paraturen durchgeführt wurden. Bei einem Werkſtätten⸗ und 
Kanzleigebäude wurde je eine Wohnung aufgeſtockt. Im Kanzlei⸗ 
gefuhrt ſelbſt wurden notwendige Verbeſſerungsarbeiten durch⸗ 
geführt. 


Aber auch während der Arbeitszeit muß eine möglichſt ſchöne 
Umgebung, beſonders auch in der Kantine, den Lehrwerkſtätten 
uſw. die Schaffenden anſprechen. So wird aus mehreren Werken 
berichtet, daß fie immer wieder an der Ausgeſtaltung der Werts- 
kantine arbeiten, daß auch die Küchenräume zweckmäßiger und 
hygieniſcher geſtaltet werden und daß an der Verbeſſerung der 
Waſch⸗ und Umkleideräume gearbeitet wird. „Schönheit der Ar⸗ 
beit“ wird nicht nur durch die wiederholten Aktionen „Gute Luft 
in Arbeitsräumen“ — „Gutes Licht — Gute Arbeit“ erreicht, 
ſondern durch eine ſchöne Geſtaltung der Werksumgebung. Der 
Anmarſchweg zum Betrieb und der Weg vor dem Gebäude des 
Hauswartes wurden betoniert und der Anwurf der Außenſeite 
eines Gebäudes vollendet. 


Nicht die Materie beherrſcht den Menſchen wie einſt, ſondern 
der Schaffende beherrſcht ſie bis zur letzten Maſchine und zum 
letzten Material, um durch ſie und mit ihr ſeine Lebensgeſtaltung 
ſo glücklich und harmoniſch wie möglich zu vollenden. 


GFördert den kaufmännischen Nachwuchs! 
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Sonn⸗ und Feiertagsarbeit 


Nachſtehend geben wir aus beſonderer Veranlaſſung einen 
Runderlaß des als Sondertreuhänder eingeſetzten Reichstreu⸗ 
händers der Arbeit für das Wirtſchaftsgebiet Brandenburg 
vom 1. Juli 1941 mit der Bitte um Kenntnisnahme wieder. 
Dieſe für das geſamte Reichsgebiet einſchließlich der eingegliederten 
Oſtgebiete geltende Anordnung bringt eine einheitliche Regelung 
für die Zahlung von Vergütungen für zuſätzliche Sonntags⸗ und 
Feiertagsarbeit der kaufmänniſchen und techniſchen Angeſtellten 
der Induſtrie, des Handwerks und des Großhandels. 


Gemäß 8 1 Abſ. 2 der Anordnung bleiben tarifliche Re- 
gelungen in dieſem Zuſammenhang unberührt. Die Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit ſind jedoch durch den Reichsarbeitsminiſter auf⸗ 
gefordert worden, bei Neuerlaß oder Anderungen von Tarif- 
ordnungen die bisher abweichenden Beſtimmungen dem Inhalt der 
Anordnung vom 1. 7. 41 anzupaſſen. 


Der Reichstreuhänder der Arbeit Berlin W 35, d. 1. Juli 1941 
für das 
Wirtſchaftsgebiet Brandenburg 
als Sondertreuhänder 
Anordnung 
zur Regelung der Vergütung von zuſätzlicher Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagsarbeit der kaufmänniſchen und techniſchen Angeſtellten der 
Induſtrie, des Handwerks und des Großhandels 


Auf Grund des $ 1 der Verordnung über die Lohngeſtaltung 
vom 25. Juni 1938 (RGBI. I S. 691) ordne ich folgendes an: 


8 1 
Geltungsbereich 


Die Anordnung gilt für das Gebiet des Deutſchen Reichs 
einſchließlich der eingegliederten Oſtgebiete. Sie erſtreckt ſich auf 
alle kaufmänniſchen und techniſchen Angeſtellten der Induſtrie, 
des Handwerks und des Großhandels, deren Monatsgehalt aus⸗ 
ſchließlich Sozialzulagen (Hausſtand⸗ und Kindergeld) und Ver⸗ 
gütung für Mehrarbeit, Sonntags, Feiertags⸗ und Nachtarbeit 
nicht über RM. 600, — liegt. 


Die Anordnung gilt nicht, ſoweit die Vergütung für Sonn⸗ 
und Feiertagsarbeit durch Tarifordnung geregelt oder pauſchal im 
Gehalt abgegolten ift oder die Sonn- und Feiertagsarbeit an 
Stelle von Wochentagsarbeit geleiſtet wird. 


8 2 
Sonn⸗ und Feiertagsarbeit 


Sonn⸗ und Feiertagsarbeit umfaßt einen Zeitraum von 
24 Stunden. Beginn und Ende des Zeitraumes ift in mehr- 
ſchichtigen Betrieben unter Beachtung der Vorſchriften des $ 105 b 
der Reichsgewerbeordnung oder der ſonſt geltenden geſetzlichen 
Vorſchriften betrieblich feſtzulegen. In allen übrigen Betrieben 


beginnt die Sonn⸗ und Feiertagsarbeit in der Nacht zum Sonn⸗ 
tag oder Feiertag um 0 Ahr und endet in der Nacht zum nächſt⸗ 
folgenden Werktag um 24 Uhr. Sonn- und Feiertagsarbeit iſt 
jede in dem vorerwähnten Zeitraum geleiſtete Arbeit. Arbeiten, 
die an ausdrücklich zu Werktagen erklärten Feiertagen geleiſtet 
werden, ſind keine Feiertagsarbeiten und daher ſeiertagszuſchlagsfrei. 

Feiertag im Sinne dieſer Anordnung ſind die geſetzlichen 
Feiertage. 

9 3 
Höhe der Sonn: und Feiertagsvergütung 


Für angeordnete Arbeiten an Sonntagen erhält das Ge⸗ 
folgſchaftsmitglied eine Grundvergütung, die ſich nach 55 errechnet, 
und einen Zuſchlag von 50 v. H. Der Zuſchlag erhöht ſich auf 
100 v. H. für angeordnete Arbeiten am Oſter⸗ oder Pfingſt⸗ 
ſonntag; das gleiche gilt für angeordnete Arbeiten am Neujahrs⸗ 
tag, an einem Weihnachtstag oder am 1. Mai, wenn dieſe 
Feiertage auf einen Sonntag fallen. Die Grundvergütung ent⸗ 
fällt, ſoweit ein Ausgleich der Sonntagsarbeit durch Gewährung 
von bezahlter Freizeit an einem anderen Tage erfolgt. 

Für angeordnete Arbeit an den in der Anordnung zur Durch⸗ 
führung des Vierjahresplans über Lohnzahlung an Feiertagen 
vom 3. Dezember 1937 (Reichsanzeiger Nr. 280 vom 4. De⸗ 
zember 1937) aufgeführten Wochenfeiertagen erhält das Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied lediglich den Zuſchlag von 100 v. H. von der nach 
8 5 zu errechnenden Grundvergütung. Das gleiche gilt für Arbeit 
am 1. Mai, wenn dieſer nicht auf einen Sonntag fällt, ſowie für 
Arbeit an einem auf Grund des Geſetzes über einmalige Sonder⸗ 
feiertage vom 17. April 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 763) zum 
Feiertag erklärten Werktage. Für angeordnete Arbeit an ſonſtigen 
Wochenfeiertagen erhält das Gefolgſchaftsmitglied lediglich den 
Zuſchlag von 50 v. H. von der nach § 5 zu errechnenden Grund- 
vergütung. * 


Wird für ein Gefolgſchaftsmitglied eine ſtundenweiſe Sonn⸗ 
oder Feiertagsarbeit angeordnet, ſo iſt der ſich nach 8 3 exgebende 
Betrag für mindeſtens 3 Arbeitsſtunden zu zahlen. 

8 5 

Die Grundvergütung für die an Sonntagen geleiſtete Arbeits⸗ 
ftunde ift ½ 0 des Monatsgehalts einſchließlich Sozialzulagen, 
aber ausſchließlich Erfolgsvergütungen ſowie Vergütungen für 
Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbeit. 


8 6 
Der bezirklich zuſtändige Reichstreuhänder der Arbeit kann 
Ausnahmen von der Anordnung zulaſſen. 
8 7 
Die Anordnung tritt am 15. Juli 1941 in Kraft. 
gez. Unterſchrift. 


„Gutes Licht — gute Arbeit“ 


Einwandfreie Beleuchtungsverhältniſſe ſind unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzungen für gute Arbeitsleiſtungen, und aus dieſer Feſt⸗ 
ſtellung ergibt es ſich als ſelbſtverſtändlich, daß überall auf eine 
zweckentſprechende und wirtſchaftliche Ausnutzung der Lichtquellen 
zu achten ijt, und daß lichttechniſch unzulängliche Beleuchtungs- 
mittel nicht mehr verwendet werden ſollten. Nach dieſer Richtung 
hat der Hauptausſchuß „Gutes Licht“ des Amtes Schönheit der 
Arbeit der DAF in den vergangenen Jahren beſonders auf dem 
Gebiet der elektriſchen Beleuchtungstechnik weitgehende Auf⸗ 
klärungsarbeit geleiſtet. Trotzdem kann man es immer noch oft 
beobachten, daß verſucht wird, techniſch und wirtſchaftlich un⸗ 
geeignete elektriſche Lampen und Leuchten auf den Markt zu 
bringen, und daß ſich infolgedeſſen manche Fehlanſchaffungen 
ergeben. 

Von dem größten Teil der Verbraucherſchaft kann nun 
nicht angenommen werden, daß er die notwendigen lichttechniſchen 
Fachkenntniſſe beſitzt, um die Geſetze und Zuſammenhänge in der 
Energieumformung und in der Beleuchtungstechnik in jedem ein⸗ 
zelnen Falle überſehen und die angebotenen Beleuchtungsmittel 
richtig beurteilen zu können. Aus dieſem Grunde erſchien es not⸗ 


wendig, beſondere Vorſchriften feſtzulegen, mit deuen die Her⸗ 
ſteller elektriſcher Lichtquellen zu Wahrheit und Klarheit im Wett⸗ 
bewerb verpflichtet werden. 

Auf Anregung des Hauptausſchuſſes „Gutes Licht“ wurden 
daher unter Federführung des Reichsausſchuſſes für Lieferbe⸗ 
dingungen und Güteſicherung (RAL) beim Reichskuratorium für 
Wirtſchaftlichkeit (RR W) in einer umfaſſenden Gemeinſchafts⸗ 


Durch Wiederholung 


gewinnt jede Anzeige nicht 


nur an Wert, sondern sie 
wird auch spürbar billiger 
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arbeit der an dieſer Frage intereſſierten Wirtſchaftskreiſe, Be⸗ 
hörden und Prüfanſtalten 
Begriffsbeſtimmungen und Bezeichnungsvorſchriften 
für elektriſche Lampen und Leuchten 
RAL 716 A 

aufgeſtellt. Neben der begrifflichen Feſtlegung der Lampenarten, 
d. h. der Glühlampen, der Entladungslampen und der Miſcchlicht⸗ 
lampen ſowie der Erklärung der Leuchten ſollen die Be⸗ 
zeichnungsvorſchriften darlegen, welche Geſichtspunkte in der Be⸗ 
zeichnungsweiſe und bei der Werbung zu beachten ſind. Einmal 
wird darin aufgeführt, daß allgemein Bezeichnungen für Lampen 


Verſorgung der eingegliederten Oſtgebiete mit Streich⸗ 

hölzern 

Am 19. Auguſt fand in Berlin eine Beſprechung bei der 
Deutſchen Zündwaren⸗Monopol⸗Geſ. über die Verſorgung der 
eingegliederten Oſtgebiete mit Streichhölzern ſtatt. Nach den 
direkten Verhandlungen mit der Zündholzfabrik in Tſchechowitz 
war in der letzten Zeit bereits eine beſſere Verſorgung durch 
zuſätzliche Lieferungen möglich geweſen. Die nunmehr feſtgelegten 
Kontingente bringen für das Verſorgungsgebiet der Zündholz⸗ 
fabrik Tſchechowitz eine weſentliche Beſſerung. Der Exrechnung 
jind die Einwohnerzahlen der einzelnen Teile des Verſorgungs⸗ 
gebietes zugrunde gelegt. Der Durchſchnittsſatz auf den Kopf 
der Bevölkerung iſt nach den neuen Vereinbarungen genau ſo groß 
wie im Altreich. Für manche Firmen ergibt ſich, ſoweit wir es 
Aae feſtſtellen konnten, eine nicht unbeträchtliche Erhöhung des 
Anteiles. 


Stärkeſirup und Zuckerſirup für Speiſezwecke und zur 
Weiter verarbeitung 
Das Landesernährungsamt Abt. A hat über den Verkauf 
Aa altup und Zuckerſirup folgendes zur Aufklärung mit⸗ 
geteilt: 


1. Stärkeſirup 

wird ausſchließlich an induſtrielle und gewerbliche Süßwaren⸗ 
herſteller zur Verarbeitung im eigenen Betrieb abgegeben. Die 
Ausſtellung der Bezugsausweiſe für die induſtriellen Weiterver⸗ 
arbeiter erfolgt ausſchließlich durch die Wirtſchaftliche Vereinigung 
der deutſchen Süßwarenwirtſchaft Berlin. Für die Abgabe an 
handwerkliche Weiterverarbeiter (nur Bonbonkochereien) verweiſe 
ich auf mein Rundſchreiben III C 700/4 vom 31. 8. 41. 


2. Zuderfieup 

Für die Bewirtſchaftung gilt folgendes: 

Zuckerſirup wird aus aufgelöſtem Verbrauchszucker und 
Kandisablauf von mindeſtens 95 % Reinheit hergeſtellt. Die 
Trockenſubſtanz muß mindeſtens 78 % betragen. Zuckerſirup it 
bezugſcheinpflichtig. Er iſt an Verarbeiter auf Zuckerbezug⸗ 
ſcheine und an Verbraucher auf Abſchnitte der Zuckerkarten ab⸗ 
1 Auf 100 Teile Zucker ſind 125 Teile Zuckerſirup aus⸗ 
zuliefern. 


3. Miſchſirup, 
der 25 oder 50% aufgelöſten Zucker mit einer Reinheit über 
70 0% enthält, ift kartenpflichtig und darf von Herſtellern und 
Verteilern nur gegen Zuckerbezugſcheine bzw. Marken geliefert 
werden. Auf 1 Teil Zucker find 4 Teile Miſchſirup mit 25 % 
bezugſcheinpflichtigen Zucker oder 2 Teile Miſchſirup mit 50 % 
bezugſcheinpflichtigen Zucker auszuliefern. 


4. Miſchſirup, 
der aufgelöſten Verbrauchszucker, aufgelöſten Kandisfarin, Zucker 
und Kandisabläufe mit einer Reinheit von weniger als 70 % 
enthält, kann an Verbraucher und Weiterverarbeiter ohne Be⸗ 
zugſcheine und ohne Marken abgegeben werden. 


5. Ablaufſirup 
kann an Verbraucher und Weiterverarbeiter ohne Bezugſcheine 
und ohne Marken abgegeben werden. 

Zu 4. und 5. 

a) Das Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig und die 
früheren oſtpreußiſchen Kreiſe. Die Belieferung der Groß⸗ 
und Kleinverteiler ſeitens der Herſteller und der Kleinver⸗ 
teiler ſeitens der Großverteiler und Herſteller hat nach 
Maßgabe der Lieferungen des Jahres 1938 zu geſchehen. 

b) Die befreiten Gebiete. Die Belieferung der befreiten 
Gebiete hat an die bisherigen Abnehmer nach Maßgabe 
der Lieferungen des Jahres 1940 zu erfolgen. 
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und Leuchten zuläſſig find, die bſpw. deren Herſteller oder deren 
Zweck näher kennzeichnen. Zum anderen enthält dieſe RAL⸗Verein⸗ 
barung die wichtige Forderung, daß Sonderleiſtungen in licht⸗ 
techniſcher oder wirtſchaftlicher Beziehung andeutende Lampen⸗ bzw. 
Leuchtenbezeichnungen oder Sondervorteile verſprechende Angaben 
nur gebraucht werden dürfen, wenn ſie u. a. bſpw. durch die 
Lichtausbeute (in Lumen/ Watt) nachgewieſen werden können. 
Dieſe neue RAL⸗Vorſchrift 716 A wird jetzt der Offentlichkeit 
übergeben und iſt zum Preiſe von RM. —,20 bei der Beuth- 
Vertrieb G. m. b. H., Berlin SW 68, Dresdener Str. 97, zu be 
ziehen, bei der auch alle anderen RAL-⸗Druckſchriften zu erhalten find. 


Unterabteilung Groß-, Ein- und Ausfuhrhandel 


Anordnung der Reichsſtelle für Bekleidung 


Die Reichsſtelle für Bekleidung hat am 7. Auguſt 1941 die 
Anordnung BK 14 über die Abſatzverpflichtung für Altware 
und Einſchränkung der Verwendung von Spinnſtoffwaren für 
Ausfuhrzwecke erlaſſen. Dieſe ſehr wichtige Anordnung iſt in der 
Textilzeitung vom 7. Auguſt 1941 Nr. 188 veröffentlicht worden. 
Wir weiſen unſere Mitglieder ganz beſonders auf dieſe An⸗ 
ordnung der Reichsſtelle für Bekleidung hin. 

Altware im Sinne dieſer Anordnung iſt diejenige Ware, die die 
Firmen vor dem 30. Juni 1940 eingekauft haben. Für dieſe 
Ware beſteht die Verpflichtung des Abſatzes bis zum 31. Auguſt 
1941. Nach Erlaß der Anordnung bezogene Altware iſt inner⸗ 
halb von 2 Monaten abzuſetzen, bei Verarbeitung innerhalb 
von 3 Monaten. 


Auftragserteilungsfriſten für Eiſen⸗ und Stahlmaterial 


Trotzdem auf den Zuteilungsſchreiben der Verteilungsſtelle 
für das HR⸗Kontingent in Danzig die Auftragserteilungsfriſten 
für Eiſen⸗ und Stahlmaterial im Abi. 5 regelmäßig angegeben 
werden, erhalten wir nach wie vor laufend Anfragen über dieſe 
Friſten. Manche Firmen geben ihre Kontrollnummern an ihre 


Lieferfirmen bzw. Lieferwerke erſt ſo ſpät, daß eine Verwendung 


hinterher nicht mehr möglich iſt. Um ſpätere Differenzen zu ver⸗ 
meiden, geben wir dieſe Friſten nochmals im Zuſammenhang: 

Für das 3. Quartal 1941: Lieferungen vom Eiſen⸗ und 
Stahlhandel im Streckengeſchäft können bis zum 25. September 
1941 erledigt werden. Lieferungen im Eiſen⸗ und Stahlhandel ab 
Lager bzw. von den Werken und Verkaufsverbänden der eiſen⸗ 
ſchaffenden und Gießerei⸗Induſtrie müſſen bis zum 30. Sep- 
tember 1941 erledigt ſein. 

Der Umtauſch der Kontrollnummern des 3. Quartals iſt bis 
zum 20. Oktober 1941 möglich. Entſprechende Anträge ſind an 
die Verteilungsſtelle in Danzig zu richten. 

Für das 4. Quartal 1941: Kontrollnummern für das 
4. Quartal 1941 müſſen bis zum 30. November 1941 weiter- 
geleitet werden. 


Ausnahmegenehmigung der Reichsſtelle für Eiſen und 

Stahl (Anordnung 52 Werkzeugkäſten) 

Die Reichsſtelle für Eiſen und Stahl hat den Mitgliedern 
der Wirtſchaftsgruppe Eiſen⸗, Stahl⸗ und Blechwaren⸗Induſtrie 
eine Ausnahmegenehmigung für die Herſtellung von Werkzeug⸗ 
käſten erteilt. Die Herſteller ſind berechtigt, Werkzeugkäſten ent⸗ 
gegen den Beſtimmungen der 88 1 und 2 der Anordnung 52 
herzuſtellen und zu liefern, ſoweit dieſe für den Bedarf der 
Wehrmacht, des Reichsarbeitsdienſtes, der Organiſation Todt 
ſowie der Heimatkraftfahrparks beſtimmt find. 

Die Annahme und Ausführung von Aufträgen auf Her⸗ 
ſtellung und Lieferung von Werkzeugkäſten darf nur dann er⸗ 
folgen, wenn der Auftraggeber eine ſchriftliche Erklärung abgibt, 
daß es ſich um einen Bedarf der obengenannten Art handelt, 
ſoweit nicht aus der Beſtellung bereits der Bedarfsträger klar 
erſichtlich iſt. (Die Kontrollnummer iſt für die Ermittlung des 
Bedarfsträgers nicht ausreichend). 

Dieſe Erklärungen find zur jederzeitigen Einſichtnahme aufzu⸗ 
bewahren. ie 

Lieferungen an den Handel find mit folgendem ſchriftlichen 
Vermerk zu verſehen: s 

„Gemäß Anweiſung der Reichsſtelle für Eiſen und Stahl 
vom 21. 7. 41 iſt die Abgabe durch Sie an Dritte nur 
gegen die ſchriftliche Erklärung geſtattet, daß es ſich um 
einen Bedarf für die Wehrmacht, den Reichsarbeitsdienſt, die 

Organiſation Todt jowie die Heimatkraftfahrparks handelt. 

Dieſe Erklärungen ſind zur jederzeitigen Einſichtnahme durch 

die zuſtändigen Dienſtſtellen aufzubewahren“. 

Andere zur Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung ergangenen Vor⸗ 
schriften werden durch diefe Ausnahmegenehmigung nicht berührt. 


Fachgruppe Handelsvertreter und Handelsmakler 


Danzig, Hundegasse 10, Zimmer 4—5, 


Geschäliszeit 9—1230 


Der Handelsvertretungsvertrag ein Vertrauensvertrag 


Die Bedeutung des Vertrages wird häufig auch vom 
Handelsvertreter verkannt. Mancher ſteht auf dem Standpunkt, 
er brauche überhaupt keinen Vertrag, und es ſei deshalb über⸗ 
flüſſig, über einen anſtändigen Vertrag mit der Firma zu ver⸗ 
handeln. Wie falſch und unklug das iſt, ſtellt ſich dann meiſt 
ſpäter heraus, wenn es zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
Handelsvertreter und vertretener Firma kommt und nichts vor⸗ 
liegt, woraus man den Willen beider Vertragsteile über die 
rechtliche Geſtaltung der Zuſammenarbeit entnehmen könnte. Ge⸗ 
mih tritt dann das Handelsgeſetzbuch mit den 88 84—92 helfend 
ein; das iſt aber eben nur ein Hilfsmittel, das vor allem viel zu 
wenig den beſonderen Verhältniſſen und Bedingungen des ein⸗ 
zelnen Vertragsverhältniſſes Rechnung trägt. 


Deshalb iſt es für jeden ſorgfältigen und gewiſſenhaften 
Handelsvertreter eine Selbſtverſtändlichkeit, daß er nicht eher 
mit der Arbeit für eine Vertretung beginnt, bis nicht alle wich⸗ 
tigen Punkte und Fragen die Zuſammenarbeit in einem an⸗ 
ſtändigen Vertrag, der die Belange beider Vertragsteile ſorgſam 
abwägt, niedergeſchrieben ſind. Das Geſetzbuch des Handelsver⸗ 
treters — das kann nicht oft genug geſagt werden, — ſind nicht 
in erſter Linie die 88 84 — 92 HGB, ſondern fein Handels 
vertretungsvertrag, den er mit der Firma abgeſchloſſen hat. 

Natürlich birgt dieſe ſogenannte Vertragsfreiheit die Gefahr 
in ſich, daß der wirtſchaftlich ſtärkere Vertragsteil dem wirtſchaft⸗ 
lich ſchwächeren ſeine Wünſche und Bedingungen geradezu auf⸗ 
zwingt, alſo den Abſchluß des Vertrages von der Annahme 
ſeiner Bedingungen abhängig macht. In dieſer Lage ſah ſich auch 
häufig der Handelsvertreter, der gern eine neue Vertretung über⸗ 
nehmen wollte, aber mit den ihm geſtellten Bedingungen nicht 
einverſtanden fein konnte. Dann erhebt fih für ihn die Gewiſſens⸗ 
frage, ob er die ihm ungünftigen Bedingungen annehmen oder 
lieber auf die Übernahme einer ſolchen Vertretung verzichten ſoll. 
Auch dieſe „Gewiſſensfrage“ muß der Handelsvertreter, wie jede 
feiner geſchäftlichen Entſchließungen, mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes behandeln. 

Bei der Entſcheidung der ſchwierigen Frage, ob ein Vertrag 
gerade noch annehmbar oder aber unannehmbar iſt, ſollen den 
Handelsvertreter die „Mindeſtbedingungen für den Abſchluß von 
Handelsvertretungsverträgen“ unterſtützen. Er ſoll jeden Punkt 
eines ihm angebotenen Vertrages mit dieſen Mindeſtbedingungen 
vergleichen und forgfältig prüfen, worauf er ſich einlaſſen kann 
und worauf er ſich nicht mehr einlaſſen darf. Sehr häufig hat 
auch bie Fachgruppe Handelsvertreter und Handelsmakler mit 
ihrer Rechtsabteilung oder ihren fachlichen und bezirklichen Glie⸗ 
derungen ſelbſt Verhandlungen mit den Firmen über einen Einzel⸗ 
vertrag oder alle Verträge mit den für fie tätigen Handels 
vertretern aufgenommen, weil der einzelne Handelsvertreter dieſe 
Verhandlungen häufig gar nicht allein führen kann. Dabei kann 
die erfreuliche Feſtſtellung gemacht werden, daß die Firmen über⸗ 
wiegend bei ſolchen Verhandlungen den Belangen des Handels⸗ 
vertreters Verſtändnis entgegenbringen, ſo daß es faſt immer zu 
einer beide Vertragsteile zufriedenſtellenden Regelung kommt, 
Mehr und mehr ſetzt fih auch bei den vertretenen Firmen der 
Gedanke durch, daß die Zuſammenarbeit mit dem Handelsver⸗ 
treter nur dann für beide Teile erſprießlich fein kann, wenn durch 
einen anſtändigen Vertrag auch ein wirkliches Vertrauensverhältnis 
gewährleiſtet iſt. Wenn ſich die Fachgruppe ſo eingehend gerade 
mit dem Handelsvertretungsvertrag befaßt, ſo nur deshalb, weil 
ſie ja mit dem Zuſtandekommen anſtändiger Verträge auch ruhigen 
Gewiſſens die Verpflichtung übernehmen kann, den vertretenen 
Firmen nur ſolche Handelsvertreter zur Verfügung zu ſtellen, die 
ſowohl in ihren perſönlichen wie in ihren geſchäftlichen Ver⸗ 
hältniſſen unbedingt zuverläſſig ſind. Werden aber nur ſchlechte 
Verträge angeboten, ſo führt das von ſelbſt dazu, daß ſich auch 
nur ſolche „Auchvertreter“ finden, die jeden Vertrag ohnehin 
unterſchreiben und für deren Zuverläſſigkeit niemand emſtehen 
kann. Die Fachgruppe Handelsvertreter und Handelsmakler hat 
ſich nun nicht darauf beſchränkt, nur im Einzelfalle Verhandlungen 
mit einer Firma über deren Handelsvertretungsvertrage aufzu⸗ 
nehmen, ſondern ſie hat durch ihre Fachuntergruppen auch die 
Verbindungen mit den entſprechenden Fachgruppen der Induſtrie 
und auch des Großhandels geſucht, um zu einer allgemeinen 
Regelung im geſamten Geſchäftszweig zu kommen. Auch hier war 


die Arbeit von Erfolg. In verſchiedenen Fachzweigen beſtehen 
bereits Muſterverträge oder Richtlinien, die zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Gruppen vereinbart worden ſind und den Mitgliedern 
zur Einhaltung anempfohlen werden. Auf diefe Weiſe ift es gee 
lungen, über ein gewiſſes Mindeſtmaß an gegenſeitigen Rechten 
und Pflichten Klarheit zu ſchaffen, ſo daß der einzelnen Firma und 
dem einzelnen Handelsvertreter Verhandlungen und Auseinander⸗ 
ſetzungen hierüber von vornherein erſpart bleiben. In einzelnen 
Gruppen iſt man ſogar ſoweit, daß Arbeitsgemeinſchaften zwiſchen 
der Induſtriegruppe und der Fachuntergruppe gebildet worden 
ind (Maſchinen, Glas und Keramik), die etwaige Streitfälle und 
Meinungsverſchiedenheiten zunächſt zu klären und beizulegen ſuchen, 
ehe andere Stellen damit befaßt werden. 


Nun iſt die Fachgruppe ſelbſt aber noch einen Schritt weiter⸗ 
gegangen. Sie hat gemeinſam mit der Reichsgruppe Induſtrie 
Grundſätze für die Geſtaltung des Handelsvertretungsverhältniſſes 
aufgeſtellt. Dieſe Grundſätze enthalten die Mindeſterforderniſſe, die 
bei der Betreuung von Handelsvertretern zu beachten ſind. 


Bei all dieſen Beſtrebungen iſt man von der klaren Er⸗ 
kenntnis ausgegangen, daß an anſtändigen Verträgen allen Be⸗ 
teiligten, nicht nur den Handelsvertretern, gelegen ſein muß. Un⸗ 
mögliche und unzeitgemäße Vertrage müſſen durch dieſe Zu⸗ 
ſammenarbeit allmählich ganz verſchwinden; denn ſie ſchädigen alle 
Beteiligten und entſprechen nicht mehr den heutigen Anſchauungen 
über wirtſchaftliche Zuſammenarbeit zwiſchen Volksgenoſſen. Mehr 
als jede andere Arbeitsgemeinſchaft iſt das Handelsvertretungs⸗ 
verhältnis auf gegenſeitigem Vertrauen aufgebaut. Vertrauen kann 
aber nur beſtehen, wo derjenige, der vom anderen Vertrauen 
verlangt, auch ſelbſt Vertrauen entgegenbringt. Deshalb muß der 
Handelsvertretungsvertrag ein wahrhafter Vertrauensvertrag ſein. 


An unſere Mitglieder! 


Die nachſtehend genannten Fachuntergruppen unſerer Fach⸗ 
gruppe haben uns Rundſchreiben zur Verfügung geſtellt, in denen 
folgende Fachfragen behandelt werden: 


Fachuntergruppe Geſundheitspflege und Chemie 
Nr. 17/81 vom 11. Auguſt 1941 
Betr.: Heilmittelbekanntmachung 
Siebzehnte Bekanntmachung des Werberats der 
deutſchen Wirtſchaft. 


Fachuntergruppe Papierverarbeitung 
Nr. 21/27 vom 11. Auguſt 1941 


Betr.: Formatbeſchränkung für Schreib- und Brief 
papier und Herſtellung von Briefumſchlägen 


Fachunteraruppe Leder⸗ und Ledererzeugniſſe 


Fachabteilung Schuhwaren 
Nr. 27/50 vom 19. Auguft 1941 
Betr.: Schuhmuſterſchau in Straßburg. 
Fachuntergruppe Nahrungs⸗ und Genußmittel 


Nr. 32/200 vom 14. Auguſt 1941 
Betr.: Geſchäftsmöglichkeiten in der Fiſchwirtſchaft. 


Da es nicht möglich ift, jedem Mitglied unſerer Bezirks⸗ 


gruppe eine Abſchrift der Rundſchreiben zuzuſtellen, werden un⸗ 
ſeren Mitgliedern dieſe Rundſchreiben 


von der Bezirksuntergruppe Danzig 


in der Geſchäftsſtelle Danzig, Hundegaſſe 10, Zimmer 4/5, 
(Beſuchszeit von 9 bis 12 Uhr), 


von der Bezirksuntergruppe Elbing 


in den Geſchäftsraumen des Leiters, Herrn Fritz Herrmann, 
Elbing, Heilig⸗Geiſt⸗Str. 40, 


von der Bezirksuntergruppe Bromberg 


in den Geihäftsräumen des Leiters, Herrn Karl Shimmel- 
mann, Bromberg, Hermann⸗Göring⸗Str. 16, 


von der Bezirksuntergruppe Bromberg, Zweigſtelle Thorn 


in den Geſchaftsraumen des Verbindungsmannes, Herrn 
Franz Freining, Thorn, Hermann⸗Göring⸗Str. 14, 
zur Einſichtnahme vorgelegt. 


Lest Eure Fachzeitung, Ihr bewahrt Euch vor Schaden! 
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Unterabteilung Ambulantes Gewerbe e 


Sachgruppe I: Gewerbe nach Schauftellerart 


Neubau von Beluſtigungs betrieben 


Immer wieder werden von Inhabern von Schauſtellungs⸗ 
unternehmen Anträge auf Neubau von Beluſtigungsgeſchäften, 
Karuſſells, uſw. und von entſprechendem Wagenmaterial, geſtellt. 
Da insbeſondere ſolche Aufträge bei den hierfür in Frage kom⸗ 
menden Spezialfirmen eingehen, hat der Reichsinnungsverband des 
Stellmacher⸗ und Karoſſeriebau⸗Handwerks grundſätzlich hierzu 
a genommen, um alle beſtehenden Unklarheiten zu be⸗ 
eben 

Der Neubau von Beluſtigungsbetrieben, wie Karuſſells, Auto⸗ 
footer, Achterbahnen uſw. it im Kriege grundſätzlich verboten. 
In den wenigen Fällen, in denen ſolche Unternehmen ſchon vor 
längerer Zeit, mindeſtens aber bis zum 31. Januar 1941, ihre 
Beſtellung aufgegeben haben und dieſe von der Lieferfirma be⸗ 
ſtätigt wurde, kann eine Lieferung noch erfolgen. Die Geneh⸗ 
migung hierzu erhält jedoch die Lieferfirma auch nur dann, wenn 
das benötigte Material für den beſtimmten Zweck bereits vor⸗ 
bearbeitet wurde und bereits teilweiſe fertiggeſtellt iſt. Jeder 
weitere Neubau iſt unterſagt. Das gleiche gilt auch grundſätzlich 
für den Neubau von Wagenmaterial, ſoweit durch ſolche Neu⸗ 
bauten der Betrieb vergrößert werden foll. Ausnahmen konnen 
nur dann zugelaſſen werden, wenn die Sicherheit und die Auf⸗ 
rechterhaltung des Betriebes oder andere wichtige Notwendig⸗ 
keiten den Neubau rechtfertigen. In allen ſolchen Fallen wird 
der Neubau von Wagenmaterial nur nach vorheriger Befür⸗ 
wortung der Wirtſchaftsgruppe Ambulantes Gewerbe genehmigt. 


Fachgruppe I: Ambulanter Warenhandel 


Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung 


Wie in dem vorangegangenen Zeitraum beſteht auch im 
3. Quartal 1941 die Möglichkeit, Kontrollnummern aus dem 
HR⸗Kontingent dieſes Quartals infolge Nichtunterbringung bei 
Lieferanten zum Umtauſch anzumelden. 

Die Kontrollnummern des 3. Quartals 1941 aus dem HR- 
Kontingent haben eine Gültigkeit bis zum 30. September 1841. 
Wir empfehlen aber dringend, dieſe Kontrollnummern ſofort, 
ſpäteſtens aber 

bis zum 5. September 1941 
bei den Großhandelsunternehmen, ſofern die Ware von dieſer 
Handelsſtufe bezogen wird, unterzubringen. 

Diejenigen Händler, welche direkt von der Induſtrie ihre Bes 

züge erhalten, haben die Kontrollnummer ebenfalls ſofort, ſpä⸗ 

teſtens jedoch 
bis zum 15. September 1941 
bei den Fabriken unterzubringen. 


Unterabteilung Einzelhandel 


Danzig, IAA 118 
Feruruf: 233 02 


In den Fallen, in denen eine Unterbringungsmöglichkeit bis 
zu den genannten Terminen nicht gegeben iſt, konnen die Kontroll⸗ 
nummern bei der Wirtſchaftsgruppe zum Umtauſch angemeldet 
werden. Die Umtauſchmeldung hat 

ſpäteſtens bis zum 20. Oktober 1941 
bei der Wirtſchaftsgruppe vorzuliegen. Für den Umtauſch ſelbſt 
iſt ein beſonderes Formular zu verwenden, welches von der „Wirt⸗ 
ſchaftskammer Danzig⸗Weſtpreußen, U. Abt. Ambulantes Ge⸗ 
werbe“, Danzig, Breitgaſſe 113, anzufordern iſt. 


Werbung für Heilmittel 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger 
Nr. 171 vom 25. Juli 1941 wird die 17. Bekanntmachung 
des Werberats der Deutſchen Wirtſchaft (Heilmittelbekaunt⸗ 
machung) in der Faſſung vom 25. Juli 1941 veröffentlicht. Die 
Bekanntmachung zerfällt in drei Abſchnitte, und werden im 
erſten Abſchnitt der Anwendungsbereich, im zweiten die Aus⸗ 
führung der Werbung und im dritten ſonſtige Beſtimmungen 
bekanntgegeben. Es ſei darauf hingewieſen, daß im zweiten Ab⸗ 
ſchnitt die unzuläſſige Werbung wie auch die auf Fachkreiſe be⸗ 
ſchränkte Werbung ausführlich behandelt wird. Die Neufaſſung 
der 17. Bekanntmachung des Werberats der Deutſchen Wirtſchaft 
(Heilmittelbekanntmachung) tritt am 1. Oktober 1941 in Kraft, 
und zwar auch in den neueingegliederten Oſtgebieten. Gleichzeitig 
tritt die bisherige Heilmittelbelanntmachung außer Kraft. 

Der Deutſche Reichs⸗ und Preußiſche Staatsanzeiger kann 
von den intereſſierten Berufsangehörigen bei der „Wirtſchafts⸗ 
kammer Danzig⸗Weſtpreußen, U. Abt. Ambulantes Gewerbe“, 
Danzig, Breitgaſſe 113, eingeſehen werden; auch iſt die genannte 
Dienſtſtelle zu jeder Auskunft bereit. 


Sachgruppe Ill: : 
Ambulanter Lebensmittelhandel 


Fachuntergruppe Obſt und Gemüſe 

Die Anordnung des Landesernährungsamtes vom 12. 7. 41, 
die wir auf Seite 194 in Nr. 15 der „Fachgruppe“ veröffent⸗ 
lichten, nach welcher in den Kreisgebieten Danzig, Dirſchau, Ma⸗ 
rienburg, Gr. Werder, Neuſtadt, Elbing, Marienwerder, Stuhm 
und Roſenberg, die Andienungspflicht für Gartenbauerzeugniſſe 
aufgehoben wurde, iſt widerrufen worden. 

Mit Wirkung vom 12. 8. 41 iſt der alte Zuſtand wiederher⸗ 
geſtellt worden, fo daß der ambulante Obſt⸗ und Gemüſehandel 
nicht mehr direkt beim Erzeuger einkaufen darf, ſondern gezwungen 
iſt, ſeine Einkäufe nur bei dem einſchlägigen Großhandel zu tä⸗ 
tigen. 

Soweit der ambulante Obſt⸗ und Gemüſehandel mit den 
Erzeugern Verträge quf laufende Lieferung nach Ernteanfall ohne 
Beachtung der Vorſchriften der Anordnung 9/41 der Haupt⸗ 
vereinigung der deutſchen Gartenbauwirtſchaft, abgeſchloſſen hat, 
ſind dieſe ungültig. 


Geſchäfts 


le: D ig, 
Hun e 1 Ferurnf 2241 


Wareneingangsbuch — Eintragungspflicht für die Ar⸗ 
beiten Dritter, insbeſondere beim Maſchinenhandel 


Die Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel hat den Herrn 
Oberfinanzpräſidenten Berlin um Beantwortung einer 
Reihe von Zweifelsfragen zum Wareneingangsbuch ge⸗ 
beten, die von grundſätzlicher Bedeutung ſind. Es handelt 
ſich um Geſchäftsvorfälle, bei denen der Steuerpflichtige 
die Aufträge feiner Kunden (insbefondere aus Ber- 
braucherkreiſen) nicht oder nicht ausſchließlich durch eigene 
Arbeitskräfte ausführen läßt, ſondern einen anderen ſelb⸗ 
ſtändigen Gewerbetreibenden zur Mitwirkung heranzieht, 
ſeinem Kunden gegenüber aber wie ſeine eigene Leiſtung 
behandelt. Die wichtigſten Punkte der Stellungnahme 
geben wir nachſtehend wieder. 

In das Wareneingangs buch jedes Gewerbetreibende ſind nur 
ſolche Geſchäftsvorfälle einzutragen, die in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit denjenigen Gegenſtänden (körperlichen Sachen) 
ſtehen, die bei demſelben Gewerbetreibenden im Verhältnis zu 

ſeinem Kunden als „Ware“ zu betrachten ſind. 5 
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„Maſchinen“ nehmen im Wirtſchaftsleben eine Doppelſtellung 
ein: Im allgemeinen ſind ſie im vorgenannten Sinne „Ware“ nur 
beim Maſchinenfabrikanten und beim Maſchinenhändler. Andere 
Gewerbetreibende haben die bei ihnen eingehenden Maſchinen nicht 
ins Wareneingangsbuch einzutragen, weil ſie für ſie Einrichtungs⸗ 
oder Anlagegegenſtände ſind. Ebenſo ſind auch Arbeiten Dritter 
an ſolchen Maſchinen für das Wareneingangsbuch nur bedingt 
beachtlich. Dasſelbe gilt ſinngemäß für ſolche Maſchinen, die auch 
beim Maſchinenhändler oder beim Fabrikanten auf keinen Fall 
„Ware“ im genannten Sinn darſtellen, z. B. etwa eine für die 
Reparaturwerkſtatt des Büromaſchinenhändlers beſtimmte Bohr⸗ 
maſchinen, Drehbank oder dergleichen. 

Eine Beſonderheit find beim Maſchinenherſteller und -händler 
die ſogenannten „Vorführmaſchinen“. Auch dieſe können von ihm 
im Rahmen feines Gewerbebetriebes weiterverkauft werden und 
ſind daher eintragungspflichtig. Mitunter werden ſie als „ge⸗ 
brauchte“ Maſchinen erſt umgeſetzt, nachdem die durch die Vor⸗ 
führung mit der Zeit entſtandenen Schäden einmal oder öfter 
durch Ausbeſſerung behoben worden find. Geſchieht dies in einem 
fremden Betrieb, ſo iſt auch die Reparaturrechnung ins Waren⸗ 


eingangsbuch des Maſchinenhändlers mit ihrem Betrag bei 
Wiedereingang der Maſchine einzutragen; zu empfehlen iſt dabei 
ein Hinweis im Wareneingangsbuch auf die lfd. Nr. des Waren- 
eingangsbuches, unter welcher dieſelbe Maſchine beim erſten 
Erwerb mit ihrem damaligen Wert eingetragen worden war: 
Bisherige Gebrauchsdauer und bisherige Reparaturkoſten zu⸗ 
fammen geben dann einen Anhalt für den Umſatzwert. Bei der 
Inventur für die Bilanz ſind Vorführmaſchinen als beſondere 
Gruppe zu behandeln. 

Reparaturen wegen Beſchädigung der Ware beim Verſand 
vom Lieferer zum Händler ſind unbeachtlich für das Waren⸗ 
eingangsbuch, ſoweit ſie nicht zu Laſten des Händlers gehen, 
ſondern endgültig vom Lieferer oder vom Beförderungsunter⸗ 
nehmen getragen werden. Dies gilt alſo auch für die damit 
zuſammenhängenden Reparaturrechnungen Dritter in dieſem Ume 
fang. Eine damit etwa verbundene und den Rechnungsbetrag 
beeinfluſſende zu eigenen Laſten gehende Wertverbeſſerung (3. B. 
Geſamtvernickelung einer gebraucht eingekauften Maſchine) wäre 
deshalb inſoweit eintragungspflichtig, ſofern die Maſchine ſelber 
eintragungspflichtig war. 

Immer in vollem Umfange eintragungspflichtig ſind daher 
diejenigen Arbeitsrechnungen Dritter, die für Ausbeſſerung ge⸗ 
braucht eingekaufter Maſchinen zwecks Wertverbeſſerung zu be⸗ 
zahlen ſind, ſofern auch dieſe Maſchinen „Ware“ im Sinne der 
Wareneingangsbuch⸗Verordnung find. Hinweis im Wareneingangs⸗ 
buch auf die lfd. Nummer der Anſchaffungseintragung iſt auch 
hierbei zweckmäßig. 

Dem Sinn und Zweck der Wareneingangsbuch⸗Verordnung 
entſpricht es, daß als eintragungspflichtig auch die reinen Arbeits 
leiſtungen anderer Unternehmer mit deren Rechnungsbetrag be⸗ 


handelt werden, wenn der Umſatzwert beim folgenden Umſatz 


entweder auch aus Rohſtoff uſw. und eigenen Arbeitslöhnen oder 
nur aus vermittelter Arbeitsleiſtung am Gebrauchsgegenſtand des 
Kunden oder nur aus Rohſtoff des eigenen Betriebes und 
Leiſtungsrechnungen anderer Unternehmer entſteht. Würde man 
derartige Rechnungen des erſten Unternehmers beim zweiten etwa 
im „Lohnkonto“ verbuchen, ſo wäre damit der innere Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen „Lohnkonto“ und „Lohnſteuerkonto“ geſtört, da nur 
15 zum eigenen Betrieb gehörenden Perſonen lohnſteuerpflichtig 
ind. 

Verſchiedene Muſterbeiſpiele im Erläuterungsbuch des Staats⸗ 
ſekretärs Reinhardt: „Betriebsprüfung, Wareneingangsbuch und 
Warenausgangs⸗Verordnung“ (4. Aufl. 1939) beſtätigen — und 


le für alle Finanzämter maßgeblich — dieſe Eintragungs⸗ 
pflicht. 

a) Pliſſierarbeit in ſelbſtändigem Lohnbetrieb im Verhältnis zum 
Kleiderſtoffhändler oder Schneider (a. a. O. Seite 244, Ab⸗ 
ſchnitt 90, Abi. (1) Ziff. 2). 

b) Aufarbeiten von Herrenhüten in der Fabril im Verhältnis 
zum Ladengeſchäft (a. a. O. Seite 246, Abf. (2) Ziff. 3). 
Beachtlich iſt bei dieſem Muſterbeiſpiel, daß es ſich hier um 
Hüte handelt, die bereits dem Verbraucher als Kunden des 
Ladengeſchäfts gehören. 

c) Drucklohnrechnung einer Druckerei im Verhältnis zur Papier⸗ 
warenhandlung (a. a. O. Seite 246, Abi. (2) Ziff. 5). 

d) Rechnung des Vermahlers von Napskuchen zu Rapskuchen⸗ 
et m den Futtermittelhändler (a. a. O. Seite 247, Abi. (2) 

N 

Die Praxis hat gezeigt, daß es nicht üblich und kaum durch⸗ 
führbar iſt, bei Reparaturrechnungen den Rechnungsbetrag genau 
aufzuteilen nach dem Wert des zur Ausbeſſerung benötigten 
Materials einſchl. Hilfsstoffe (3. B. Schrauben, Garn, Leim und 
Spiritus für den Leimtopf) und dem Wert der Arbeitsleiſtung 
ſelber. Daß auch geringwertige Stoffe von der Eintragungspflicht 
erfaßt werden, beweiſen die zahlreichen anderen Muſterbeiſpiele in 
verſchiedenen anderen Abſchnitten des genannten Erläuterungs⸗ 
buches, z. B. für Chemikalien, Säuren, Laugen, Eis zur Kühl⸗ 
haltung, Kohle beim Bäcker, Tuben, Flaſchen aller Art, Korken, 
Etiketten u. a. m. (a. a. O. Seite 226 ff. Abſchnitt 84). In⸗ 
ſofern muß auch das noch aus der erſten Auflage (1935) des 
Erläuterungsbuches ſtammende Beiſpiel einer Füllfederhalter⸗ 
reparatur ohne Material als überholt und nicht mehr verwertbar 
behandelt werden, zumal da auch eine Füllfederhalterreparatur 
durch reine Arbeitsleiſtung kaum denkbar iſt. 

Ich habe deshalb auf eine Ende 1939 vom Reichsinnungs⸗ 
verband des Uhrmacherhandwerks an mich gerichtete Anfrage (zur 
Vorbereitung für deſſen ſeit 1. Januar 1940 verbindlich für das 
geſamte Reichsgebiet eingeführte Wareneingangsbuch⸗Muſter) mit 
Zuſtimmung des Herrn Reichsminiſters der Finanzen die Ein⸗ 
tragungspflicht für Arbeitsrechnungen in dem heute erläuterten 
Sinne bejaht, d. h. ſowohl Arbeitsleiſtung wie Lieferung. 

Damit wird eine einheitliche buchmäßige Behandlung gewähr⸗ 
leiſtet, ohne daß der Steuerpflichtige in ſolchen Fällen ſchwierige 
e e vornehmen oder deshalb irgendeine höhere Steuer 
zahlen muß. 


Aktuelle Steuerfragen Von Verwaltungsrechtsrat Dr. Troeger, Berlin RW 7 


Dauerſchulden bei der Gewerbeſteuer 


Ein Steuerpflichtiger hatte bei einer Bank einen Kredit in 
Höhe von 80% des Wertes der lombardierten Waren aufge- 
nommen und der Bank noch zuſätzlich Dreimonatsakzepte zum 
Zwecke der Refinanzierung gegeben. Der Bank wurden monatlich 
Aufſtellungen über die verpfändeten Waren überſandt, aus denen 
ſich ergab, daß die Waren dauernd wechſelten. Das Finanzamt 
hatte eine Dauerſchuld angenommen. Der Reichsfinanzhof hat 
entſchieden (Urteil vom 17. Mai 1939, Reichsſteuerblatt 1939 
S. 890), daß die gewöhnlichen Warenkredite zu den laufenden 
Schulden gehören, da ſie ſich im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr 
nach kurzer Zeit durch Erfüllung oder Zahlung erledigen. Der 
Kredit iſt aufs engſte mit den einzelnen Warenpoſten verknüpft 
und bedeutet daher keine Verſtärkung des allgemeinen Betriebs⸗ 
kapitals. Dementſprechend wird auch der Zollkredit im Sinne 
von § 129 der Reichsabgabenordnung als eine laufende Schuld 
angeſehen. 


Reichszuſchüſſe und Einheitswert 


Eine Genoſſenſchaft hatte vom Reich einen Baukoſtenzuſchuß 
in Höhe von 110 000,.— RM. erhalten unter der Bedingung, 
daß er für beſtimmte Zwecke verwendet würde. Da der genannte 
Zweck noch nicht eingetreten war, wollte die Genoſſenſchaft den 
Betrag als Schuld von ihrem Vermögen abſetzen mit der Be⸗ 
gründung, daß ſie damit rechnen müſſe, den Betrag an das 
Reich unter Umſtänden zurückzuzahlen. Der Reichsfinanzhof hat 
den Abzug des Betrages als Schuld nicht zugelaſſen, weil es 
ſich um eine auflöſende Bedingung handele, welche nach $ 6 
Abſ. 1 des Reichsbewertungsgeſetzes nicht zu berückſichtigen jei 
(Entſcheidung vom 14. 6. 1939, Reichsſteuerblatt 1939 S. 884). 


Fortſchreibung des Einheitswerts 


Die Einführung der Reichsgrundſteuer hat vielen Steuer⸗ 
pflichtigen erſt zum Bewußtſein gebracht, daß der Einheitswert 


für ihre Grundſtücke zu hoch feſtgeſtellt worden iſt. Dieſe Steuer⸗ 
pflichtigen haben, auch wenn die Feſtſetzung des Einheitswerts 
rechtskräftig geworden iſt, die Möglichkeit, durch die Beantragung 
einer Wertfortſchreibung eine Herabſetzung des Einheitswerts 
herbeizuführen. Das hat der Reichsminiſter der Finanzen durch 
den Runderlaß vom 2. Juli 1938 (Reichsſteuerblatt 1939 S. 229) 
ausdrücklich anerkannt. * 


Anzeigen heljen kaujen und verkaufen! 


Surol 
Wein-Essig 
Ceka-Essig 


Komet-Essig 
Essiggemüse 
Gemüse-Salate 
Kühne-Senfwürze 


[] 


Mitteilungen der Wirtschaftsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe | 
Danzig-Westpreußen 


erausgegeben von der Wirtſchaftskammer Danzig-Weftpreußen, Abt. Fremdenverkehr und Unterabteilung | 


(Nachdruck nur mit Erlaubnis des Herausgebers geſtattet) 
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| Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe. Geſchäftsſtelle Danzig, Langermarkt 43, Fernruf 234 17/234 25. 


Aus der Arbeit der Deutſchen Geſellſchaft für Gaſtſtättenkultur 


Brief an eine Wirtin 


Werte, liebe Gaſthalterin, 


da haben Sie freilich nur zu recht: Gerade im Bereich des 
Gaſtſtättenweſens ſpielen die Imponderabilien eine große, und 
— leider — nicht ſelten entſcheidende Rolle. Da verlangt jemand 
ein Schreibzeug, und es ſtellt ſich heraus, daß die Tinte ein⸗ 
getrocknet iſt. Oder die Feder iſt nicht mehr benutzbar, weil ſie 
wahrſcheinlich zu Boden fiel und dabei die Spitze ſich verbogen 
hat. Und nirgends will ſich in der Eile eine brauchbare Feder 
finden laffen... Ach, ich kann mir ſehr gut vorſtellen, wie peinlich 
ſolche an ſich ja höchſt begreiflichen und keineswegs ſehr wichtigen 
Regiemalheurs ſind. Viele Gäſte neigen bei derartigen Anläſſen 
dazu, gleich in die unterſte Schieblade ihres Wortſchatzes kriti⸗ 
ſierender Ausdrücke zu greifen. Und juſtament, eben weil es ſich 
um Dinge handelt, über die ſich zu erregen wirklich nicht lohnt, 
verſagen dann vielfach auch dem Betriebsleiter die Nerven: Er 
hat doch ſchon ſo oft geſagt und angeordnet, daß Schreibzeug, 
Feder und Unterlage immer in Ordnung ſein müſſen, aber immer 
it es die gleiche... Staub wallt auf, als wäre ein ganz großes 
Unglück paſſiert! 

Das iſt nur eines von vielen Beiſpielen, die ſich anführen 
ließen, will man daran erinnern, daß in einem Hotel und in 
einer Wirtſchaft ganz geringfügige Urſachen gewaltige „Wir⸗ 
kungen“ nach ſich ziehen. Daß dabei oft genug der unwillige Gaſt 
das Kind mit dem Bad ausleert und von „unerhörter Bummelei“ 
oder „von der immer gleichen Schlamperei“ ſpricht, das fei, 
liebe Frau Wirtin, nur erwähnt, damit Sie nicht auf den Ge- 
danken kommen können, ich überſähe am Ende, wie oft der Gaſt 
um nichtiger Vorfälle wegen zu Übertreibungen und ganz und gar 
ungerechtfertigten Verallgemeinerungen ſich hinreißen läßt. 

Nun, ein Rezept, die unheilumwitterten Unwägbarkeiten im 
Gaſtſtättenweſen ſozuſagen automatiſch zu bannen — ein ſolches 
Rezept gibt es nicht! And wenn man etwa ein Regiſter von 
Vorſichtsmaßnahmen zur Verhütung von Zwiſchenfällen, wie fie 


| Bekanntmachungen : Derorönungen | 


Einführung der öffentlichen Bewirtſchaftung von 
Schalenwild im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig und in den befreiten Gebieten des 
Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen 
Auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewirt⸗ 

ſchaftung von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen vom 27. Auguſt 1939 

(Reichsgeſetzbl. I S. 1521) und der Verordnung über die öffent- 

liche Bewirtſchaftung von Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen vom 

1% 1 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1714) ordne ich fol⸗ 

gendes an: 
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aus kleinen Urſachen entſtehen, aufſtellen wollte, ſo würde daraus 
ein dicker Wälzer werden, und jeder Tag brächte die Not⸗ 
wendigkeit, neue „Zwirnsfäden“ und „Fallgruben“ einzutragen... 
Und doch, werte Frau Gaſthalterin, eine gewiſſe Möglichkeit be⸗ 
ſteht, den Imponderabilien die ſchlimmſten ihrer Giftzähne aus⸗ 
zubrechen. Ich ſehe Ihre erſtaunten Augen — ja, und ich gehe 
nur mit einem gewiſſen Zögern daran, meine Wiſſenſchaft aus 
dem Sack zu laſſen. Hören Sie immerhin, bitte. 

Wer als Leiter eines Gaſtſtättenbetriebes die Gewißheit haben 
möchte, daß die „kleinen Dinge“ klappen ſollen, der wird dieſe 
Gewißheit nur haben können, wenn er Tag für Tag ſelbſt kon⸗ 
trolliert, ob dieſe „Anwichtigkeiten“ fih in Ordnung befinden. 
Natürlich bin ich mir bewußt, daß da mancher Leiter und manche 
Leiterin eines Hotels und einer Wirtſchaft einwenden werden, es 
ſei ganz unmöglich, neben den vielen wichtigen Aufgaben der 
Leitung ſich auch noch letztlich mehr unweſentlichen zu widmen. 
Und doch, Sie, werte, liebe Frau „Silberne Kugel⸗Wirtin“ 
wiſſen es, ein Haus iſt eben doch nur dann eine Stätte fühlbarer 
Gaſtlichkeit, wenn es in ihm eigentlich gar keine Unterſchiede 
zwiſchen wichtigen und unwichtigen Vorausſetzungen der fluidalen 
Gaſtlichkeit gibt. Kurz, es iſt eben doch an dem, daß die 
leitende Seele um alles im Betrieb ſich kümmern muß, auch um 
Tintenzeug, Feder und Löſchunterlage. Dabei habe ich deshalb 
das Beiſpiel des Schreibgeräts gewählt, weil heute die meiſten 
Leute mit dem Füller ſchreiben, Tintenzeug und ſo weiter alſo 
nur ſelten einmal verlangt werden. Ich hätte auch vom Zeitungs⸗ 
halter ſprechen können, in dem der Gaſt jeden Tag die neueſte 
Ausgabe finden will... 

Seien Sie für dieſes Mal herzlich gegrüßt. Ich wäre froh, 
wenn bald wieder einmal die Gelegenheit winkte, unter dem Dach, 
das ſich Ihrer Betreuung erfreut, Einkehr zu halten. 


Heil Hitler! 
Ihr Gaſt aus innerer Neigung. 


1. Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig und in 
den befreiten Gebieten des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen wird 
mit Wirkung vom 25. Auguſt 1941 ab die öffentliche Be⸗ 
wirtſchaftung von Schalenwild eingeführt. Von dieſem Zeitpunkt 
ab gelten auch in dieſen Gebieten die 88 164 bis 168 der An- 
ordnung Nr. 1 der Hauptvereinigung der deutſchen Viehwirtſchaft 
vom 20. Dezember 1940 (RRVbl. S. 715). 


2. Als Schalenwild im Sinne dieſer Anordnung gilt: Rote, 
Sa Schwarz, Elh- Renntier⸗, Muffel⸗, Gems⸗ und 
ikawild. 


3. Jeder Jagdausübungsberechtigte hat den Abſchuß von 
Schalenwild binnen 3 Tagen nach dem Abſchuß dem Ernährungs⸗ 
amt — Abteilung B — zu melden, in deſſen Bezirk das Wild 
erlegt worden iſt. Für dieſe Meldung iſt ein vom Ernährungsamt 
anzufordernder Vordruck zu verwenden. 


4. Wird Schalenwild ganz oder teilweiſe in den Bezirk eines 
anderen Ernährungsamtes abgegeben, ſo iſt das ebenfalls dem 
nach Ziffer 3 zuſtändigen Ernährungsamt mitzuteilen. 

5. Wildragout (Kopf, Hals, Bruſt und genußfähige Ab⸗ 
fälle) iſt kartenfrei, wird alſo auf die Fleiſchkarte nicht ange⸗ 
rechnet. 

6. In der nach Ziffer 3 dem Ernährungsamt — Abteilung B — 
einzureichenden Abſchußmeldung iſt auch anzugeben, ob das Wild 
ganz oder teilweiſe zur Selbſtverſorgung des Jagdausubungsbe⸗ 
rechtigten verwendet wird. Verwendet der Jagdausubungsberech⸗ 
tigte Schalenwild ganz oder teilweiſe zu ſeiner Selbſtverſorgung, 

ſo ſind auf die Fleiſchkarten anzurechnen: 
a) bei ganzen Stücken: 15 v. H. des Geſamtgewichts (in auf⸗ 
gebrochenem Zuſtand), 
b) bei Teilſtücken: 30 v. H. des Gewichts der Teilitüde. 

Das Ernährungsamt hat die Einziehung der entſprechenden 
Abſchnitte der Fleiſchkarten zu veranlaſſen. Reichen die Ab⸗ 
ſchnitte der für die laufende Zuteilungsperiode geltenden Fleiſch⸗ 
karten nicht aus, ſo kann auch die Verrechnung in der oder den 
darauf folgenden Zuteilungsperioden vorgenommen werden. 

Beſitzt der Jagdausübungsberechtigte keine Fleiſchkarte, weil 
er ſich aus Hausſchlachtungen (von Schweinen, Rindern, Kalbern 
oder Schafen) ſelbſt verſorgt, ſo iſt der Selbſtverbrauch an 
Schalenwild zu den für Selbſtverſorger mit Fleiſch und Schlacht⸗ 
fetten geltenden Rationsſätzen anzurechnen. Iſt eine Schlachtkarte 
bereits angelegt, ſo iſt die anzurechnende Menge auf die Schlacht⸗ 
karte zu übertragen. Bei Teilſelbſtverſorgern (Selbſtverſorger der 
Gruppe B) iſt der Selbſtverſorgungszeitraum neu zu berechnen. 

7. Gibt der Jagdausübungsberechtigte Schalenwild an Selbſt⸗ 
verſorger ab, ſo muß er dem zuſtändigen Ernährungsamt die an⸗ 
rechnungspflichtigen Mengen angeben. Die in Ziffer 6a und 6b 
aufgeführten Anrechnungsſätze gelten entſprechend. 

8. Unmittelbar an Verbraucher, die nicht Selbſtverſorger 
ſind, darſ der Jagdausübungsberechtigte Schalenwild ganz oder 
teilweiſe nur dann abgeben, wenn er für 


15 v. H. 
T Gewichtes ganzer Stücke in aufgebrochenem Zuſtande oder 
ür 
30 v. H. 


des Gewichtes von Teilftüden Abſchnitte der Fleiſchkarten, Reiſe⸗ 
und Gaſtſtättenmarken für Fleiſch uſw. einzieht. Hierbei gelten die 
Abſchnitte der Fleiſchkarten für die Laufzeit des Stammabſchnitts 
ohne Nückſicht auf die auf den einzelnen Abſchnitten aufgedruckte 
Geltungsdauer. Die erhaltenen Bedarfsnachweiſe hat der Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte innerhalb einer Woche nach Abgabe des 
Schalenwild an das für ſeinen Wohnort zuftändige Ernahrungs⸗ 
amt abzugeben. 

9. Gewerbliche Betriebe (Wildbrethändler) Gaſtſtatten uſw.), 
die Schalenwild zerwirken, haben mindeſtens 60 v. H. des Geſamt⸗ 
gewichtes (in aufgebrochenem Juſtande) gegen Bedarfsnahweile 
(Abſchnitte der Fleiſchkarten, Reife- und Gaſtſtättenmarken, Bezug- 
oder Berechtigungsſcheine uſw.) abzugeben. Die Abgabe hat in 
zweifacher Menge der gültigen Bedarfsnachweiſe zu erfolgen. 

Wildragout iſt auch von gewerblichen Betrieben kartenfrei 
abzugeben. 

10. Gewerbliche Betriebe, die Wildbret von Schalenwild an 
Verbraucher abgeben, haben zum 5. eines jeden Monats ihrem 
zuſtändigen Ernährungsamt — Abteilung B — eine Monats- 
meldung nach dem vom Ernährungsamt zur Verfugung geſtellten 
Vordruck einzureichen. Die erhaltenen Bedarfsnachweiſe ſind dieſer 
Monatsmeldung beizufügen. 

11. Die gewerbliche Herſtellung von 
Wurſt aus Wildbret (Schalenwild, Haſen, 
Faſanen) zum Verkauf iſt verboten. 

12. Kür Halen, Wildkaninchen und Faſanen dürfen Abſchnitte 
der Fleiſchkarten weder gefordert noch abgenommen werden. 

13. Weitere Einzelheiten regeln die Ernährungsämter — Ab⸗ 
teilung B —. 

14. Zuwiderhandlungen werden nach den geltenden Be⸗ 
ſtimmungen beſtraft. Die Verbrauchsregelungs⸗Strafverordnung 
vom 6. April 1940 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 610) findet Anwendung. 

Danzig, den 13. Auguſt 1941. 

Der Reichsſtatthalter 
in Danzig -Weſtpreußen 
— Landesernährungsamt — 
In Vertretung: 
Nethel 


Konſerven und von 
Wildkaninchen und 


Sammelt Altmaterial! 


m — 


Wildbewirtſchaftung in den Gaſtſtätten 


Die Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe 
weiſt bei dieſer Gelegenheit erneut auf die Beſtimmungen des 
5 165 der Anordnung Nr. 1/41 der Hauptvereinigung der 
deutſchen Viehwirtſchaft betr. Schlachtviehmarktordnung für das 
Jahr 1941 vom 20. 12. 1940 hin. Danach haben gewerbliche 
Betriebe (Gaſtſtätten, Händler uſw.), die Schalenwild zerwirken, 
die nach der Zerwirkung tatſächlich verbleibende Menge, min⸗ 
deſtens jedoch 60 v. H. des Geſamtgewicht⸗ auf Abſchnitte der 
Reichsfleiſchkarte oder auf Reife- und Gaſtſtättenmarken abzugeben. 
Ab 1. Auguſt 1941 iſt das Belieferungsverhältnis geandert, und 
zwar erfolgt die Abgabe von Wildfleiſch von dieſem Zeitpunkt 
ab in zweifacher Menge auf die für die einzelnen Abſchnitte feſt⸗ 
geſetzten Gewichtsmengen. Wildragout muß auch weiterhin ohne 
Fleiſchmarken abgegeben werden. 


Ausgabe von Reiſe⸗ und Gaſtſtättenmarken 


Es wird immer wieder, insbeſondere von Kur⸗ und Bade⸗ 
orten, darüber geklagt, daß Kur⸗ und Erholungsreiſende die 
Lebensmittelkarten ihres Wohnorts mitbringen in der Meinung, 
der Umtauſch in Reife- und Gaſtſtättenmarken konne am Orte des 
Erholungsaufenthaltes vorgenommen werden. Für die Karten⸗ 
ſtellen der Kur⸗ und Badeorte, die als Reiſeorte ohnehin eine 
erhebliche Mehrarbeit haben, bedeutet das eine untragbare Er⸗ 
ſchwerung ihrer Tätigkeit. Im Erlaß des Herrn Reichsernahrungs⸗ 
miniſters vom 24. Mai 1940 (I C 1—1 770) iſt die Aus⸗ 
gabe der Lebensmittelkarten und der Reiſe⸗ und Gaſtſtättenmarken 
ſowie der Umtauſch der Lebensmittelkarten in Reiſe⸗ und Gaſt⸗ 
ſtättenmarken klargelegt. Danach muß vor Antritt der Reiſe der 
Umtauſch durch dasjenige Ernährungsamt (Kartenſtelle) erfolgen. 
in deſſen Bezirk der Verſorgungsberechtigte ſeinen ſtändigen 
Aufenthaltsort hat. 


Ausſtellung von Reiſeabmeldebeſtätigungen 

In dieſem Zuſammenhang weiſt der Herr Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft darauf hin, daß die Ausſtellung 
von Reiſeabmeldebeſtätigungen für eine beſtimmte Dauer oder fur 
unbeſtimmte Zeit, d. h. außerhalb des Beginns und des Endes 
einer Zuteilungsperiode, nur in den durch die Erlaſſe vom 
29. 6. 1940 (NSV - Kinder- Transporte), vom 5. 10. 1940 
(Kinderlandverſchickung) und vom 25. 2. 41 (Aufnahme in Heil⸗ 
anſtalten uſw.) ausdrücklich geregelten Fällen zulaſſig ift. In allen 
anderen Fällen gelten nach wie vor die Beſtimmungen des Er⸗ 
laſſes vom 24. 5. 1940, wonach die Reiſeabmeldebeſtätigung für 
eine oder mehrere volle Zuteilungsperioden auszuſtellen iſt und 
jedes Ernährungsamt bei Vorlage der Beſcheinigung Lebensmittel⸗ 
bedarfsnachweiſe für die volle Zuteilungsperiode auszuhändigen 
hat. Dieſe Beſtimmungen werden durch den Erlaß vom 25.2.1941 
(I C 1— 828), wonach bei Reifen von unbekannter Dauer die 
Ausſtellung von Reiſeabmeldebeſtätigungen für unbeſtimmte Zeit 
zugelaſſen wird, nicht geandert. Auch in dieſem Falle muß das 
Anfangsdatum der Reiſeabmeldebeſtätigung mit dem Beginn einer 
Zuteilungsperiode zuſammenfallen. 


Keine Kopplungsgeſchäfte in Gaſtſtätten 

Das Pollzeipräſidium Danzig macht aus Anlaß eines Vor⸗ 
ſommniſſes darauf aufmerkſam, daß Kopplungsgeſchäfte auch in 
Gaſtſtätten verboten ſind. So müſſen z. B. auch Speiſen und 
Kuchen ohne Getränke abgegeben werden. 


Heute werben heißt an die Zukunft denken! 


Danziger Goldwasser 
Kurfürstl. Magen 


Abgabe von geſchälter Hirſe und Hirſeerzeugniſſen 


Nach der Anordnung der Hauptvereinigung der deutſchen 
Getreide⸗ und Futtermittelwirtſchaft betr. Beſtimmungen für das 
Getreidewirtſchaftsjahr 1941/42 vom 1. Juli 1941 dürfen ge⸗ 
ſchälte Hirſe in⸗ und ausländiſcher Erzeugung und Erzeugniſſe 
daraus, die zur menſchlichen Ernährung beſtimmt ſind, vom Ver⸗ 
braucher wahlweiſe nur gegen die Abſchnitte der Nährmittelkarte 
bezogen werden, die zur Abgabe von Nährmitteln auf Getreide⸗ 
grundlage beſtimmt find. 


Zuteilung von Olen und Fetten an Fiſchbratküchen und 

Fiſchbackſtuben 

Den der WEB angehörenden Fiſchgaſtſtätten wird mit- 
geteilt, daß an Stelle der bisher vorgeſchriebenen Verarbeitungs⸗ 
genehmigungen für Ole und Fette vom 30. Juni 1941 ab jeweils 
für 3 Verſorgungsabſchnitte Bezugſcheine ausgegeben werden, die 
zum Bezuge von Speiſeöl für die Verwendung zu Bad- und 
Bratzwecken durch Fiſchgaſtſtätten berechtigen. Die Anträge auf 
Austellung dieſer Bezugſcheine find von den Fiſchgaſtſtatten an 
die WGB zu richten. Eine Ausſtellung von Bezugſcheinen dieſer 
Art durch die Ernährungsämter kommt nicht in Betracht. Viel⸗ 
mehr werden die Bezugſcheine von der Hauptvereinigung der 
deutſchen Fiſchwirtſchaft über diejenigen Mengen ausgeſtellt, welche 
die 1 im Rahmen des ihr erteilten Bearbeitungsauftrages 
zuteilt. 


Sperrverordnung für den Kleinhandel mit Branntwein 

Im Runderlaß zur Preußiſchen Sperrverordnung wurde den 
Oberpräſidenten die Möglichkeit eines Errichtungsverbots für 
Kleinhandlungen mit Branntwein gegeben. Von dieſer Er⸗ 
mächtigung hat nun auch der Oberpräfident von Weſtfalen durch 
Erlaß einer Sperrverordnung für Branntwein Gebrauch gemacht. 
Danach dürfen Erlaubniſſe für neu zu errichtende Betriebe zum 
Kleinhandel mit Branntwein in feſt verſchloſſenen, mit der Firma 
des Herſtellers oder Händlers verſehenen Flaſchen grundſaätzlich 
nicht erteilt werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des 
Regierungspräſidenten und ſind nur in beſtimmten, im 8 3 der 
Verordnung aufgezählten Fällen zuläſſig. 

Da die Sperrverordnung am 1. 8. 1941 abgelaufen war, iſt 
ihre Gültigkeit vom Oberpräſidenten der Provinz Weſtfalen bis 
zum 1. 8. 1943 verlängert worden. — Auch in unſerem Gau 
wird zur Vermeidung des Alkoholmißbrauches ein ſtrenger Mab- 
ſtab anzulegen ſein, bei der Erteilung dieſer ſogenannten Kapſel⸗ 
konzeſſionen. 


Erhebung des Bedienungsgeldzuſchlages von 15 %0 bei 
längerem Aufenthalt der Gäſte 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung hatte durch Rund⸗ 
erlaß Nr. 41/41 die Beſtimmungen über den Preisaushang im 
Beherbergungsgewerbe neu zuſammengefaßt. In dem Runderlaß 
war u. a. angeordnet, daß der allgemeine Bedienungsgeldzuſchlag 
auf 10 0% feſtgeſetzt wird. Ein Zuſchlag von 15 % auf Zimmer 
und Frühſtück durfte nur erhoben werden, wenn ein ſolcher Zu⸗ 
ſchlag bereits bei Inkrafttreten der Preisſtopperordnung zur Erz 
hebung kam. Seine Erhebung war ferner nur zuläſſig bei Gaſten, 
die nicht länger als 3 Tage blieben. 


Nunmehr hat der Reichskommiſſar für die Preisbildung eine 
Ausnahmegenehmigung zur Erhebung des 15 % igen Bedienungs⸗ 
geldzuſchlages für die Betriebe gegeben, die einen 15 % igen Zu: 
ſchlag bisher ohne zeitliche Beſchränkung erhoben haben. Der Text 
der Genehmigung lautet: 

„Ich habe daher nichts dagegen einzuwenden, wenn 
diejenigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, die 15 % 
Zuſchlag auch bei einem Aufenthalt von mehr als 3 Tagen 
zuläſſigerweiſe ſchon bisher erhoben und auf polizeilich ab⸗ 
geſtempelten Preisaushangverzeichniſſen ordnungsmäßig be⸗ 
kenntgegeben haben, 15 % Zuſchlag vorläufig weiter erheben“. 
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Unzuläſſigkeit des einſeitigen Rücktritts vom Gaſtauf⸗ 
nahmevertrag 


Wenn zwiſchen dem Gaſt und dem Gaſtwirt ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend ein Gaſtaufnahmevertrag abgeſchloſſen worden iſt, 
dann ſind grundſätzlich beide Teile an dieſen Vertrag gebunden, 
es ſei denn, daß in gegenſeitigem Einvernehmen der Vertrag 
wieder aufgelöſt wird. 

St der Vertrag zuſtandegekommen, ſo hat der Gaſt die 
Verpflichtung übernommen, den vereinbarten Preis für die Miete 
oder Penſion einſchließlich des üblichen Bedienungsgeldes zu 
zahlen, während der Gaſtwirt dem Gaſt die gemieteten Raume 
1 ſowie die beſtellten Speiſen und Getränke zu liefern 
at. 

Es kommt nun nicht ſelten vor, daß der Gaſt zur verein- 
barten Zeit das Zimmer nicht übernimmt oder es abbeſtellt mit 
der Begründung, z. B. er oder ſeine Angehörigen ſeien plötzlich 
erkrankt, er habe eine unerwartete Dienſtreiſe auszuführen, in 
ſeiner Familie ſei ein Todesfall eingetreten, und er fet deshalb 
nicht in der Lage, von dem Zimmer Gebrauch zu machen. Eine 
ſolche Entſchuldigung entbindet ihn jedoch keinesfalls von der über⸗ 
nommenen Verpflichtung zur Zahlung des vereinbarten Preiſes 
für Zimmer oder Penſion. 

Demgegenüber obliegt dem Gaſtwirt die Pflicht, den vom 
Gaſt zu leiſtenden Erſatz nach Möglichkeit zu verringern, indem 
er ſich um die anderweitige Vermietung der Raume bemüht 
oder einen etwa vom Gaſt namhaft gemachten Erſatzgaſt, ſoweit 
gegen dieſen keine Bedenken beſtehen, in ſeinen Betrieb aufnimmt. 
Ferner muß der Gaſtwirt die durch Erſatzvermietung erzielten 
Beträge auf ſeine Anſprüche gegen den Gaſt verrechnen und ins⸗ 
beſondere erſparte Aufwendungen, wie Reinigung der Bettwäſche, 
Geſtehungskoſten der Mahlzeiten u. a. m. in angemeſſenem Am⸗ 
fange gegen ſich gelten laſſen. 

Auf der anderen Seite iſt auch der Gaſtwirt verpflichtet, ſich 
an den Gaſtaufnahmevertrag zu halten. Er kann nun nicht ein⸗ 
fach die angenommene Zimmerbeſtellung widerrufen, weil er 
andere Gäſte bevorzugen oder gegenüber einem vor längerer Zeit 
vereinbarten Preis durch anderweitige Vermietung einen höheren 
Preis erzielen will. Handelt er in dieſer Weiſe vertragswidrig, ſo 
jekt er fi Schadenserſatzanſprüchen des Gaſtes aus, der 3. B. die 
Koſten der Unterbringung in einem gleichrangigen oder ſogar 
teurerem Zimmer eines anderen Wirtes geltend machen könnte. 

Ein einfeitiger Nücktritt vom Gaſtaufnahmevertrag ijt alfo 
unzuläſſig und führt gegebenenfalls zu Anſprüchen auf Erfüllung 
oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. 


Schätzung trotz Ordnungsmäßigkeit der Buchführung 


Vor ſchwierigen Aufgaben ſtehen die Finanzbehörden dann, 
wenn eine Buchführung formell ordnungsmäßig iſt, aber inhaltlich 
Mängel (3. B. Unvollſtändigkeit) aufweilt. Wollte man den 
Finanzbehörden hier die Aufgabe ſtellen, die Mangel der inhalt⸗ 
lichen Ordnungsmäßigkeit nachzuweiſen, ſo würden die Finanzämter 
vor unlösbaren Aufgaben ſtehen, wenn ein Steuerpflichtiger in 
der Verkürzung der Einnahmen und Ausgaben beſonders geſchickt 
vorgeht. Infolgedeſſen iſt ein unbedingt zwingender Nachweis 
ſeitens der Finanzämter für die Unmöglichkeit eines Buchergeb⸗ 
niſſes nicht erforderlich. Auch dann, wenn die Buchführung for⸗ 
mell ordnungsmäßig iſt, genügt für die Verwerfung der Buch⸗ 
führung die auf Grund beſonderer Ermittlungen vorgenommene 
Feſtſtellung des Finanzamtes, daß ſchwerwiegende Geſichtspunkte 
gegen die ſachliche Richtigkeit der Buchführung ſprechen (Arteil 
des RF H. vom 9. März 1938; VI 675/37; RStBl. 1938 S. 595). 
Allerdings ſind den Finanzbehörden in den Fällen, in denen ſie 
das Ergebnis einer formell ordnungsmäßigen Buchführung ver⸗ 
werfen wollen, beſtimmte Grenzen gezogen. So iſt z. B. die Ver⸗ 
werfung der Buchführung und die hieraus folgende Vornahme 
von Schätzungen ohne nähere Prüfung nur dann zulaſſig, wenn 
das Ergebnis letwa unter Vergleich mit dem Privatverbrauch) 
ganz offenſichtlich unmöglich iſt oder wenn das Ergebnis in ſich 
widerſpruchvoll iſt, z. B. weil die erzielten Einnahmen nicht den 
gezahlten Löhnen entſprechen (Urteil des RFS. vom 6. Juni 1928, 
VI A 544/27; StuW. 1928 Nr. 482). Die Verwerfung einer 
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vorhandenen formell ordnungsmäßigen Buchführung iſt nach der 
Rechtſprechung des RFH. nur dann zuläſſig, wenn die Ergebniſſe 
der Buchführung von denen gleichartiger Betriebe, bzw. von den 
Erfahrungsſätzen weſentlich abweichen, ohne daß der Steuerpflichtige 
für die Abweichung eine ausreichende Erklärung zu geben vermag. 
Praktiſch wichtig iſt die Frage, wann dieſe Abweichung als we⸗ 
ſentlich anzuſprechen ift. In dem Urteil des AF H. vom 30. Sep- 
tember 1936 (VI A 765/86; RStBl. 1936 S. 996) wurde 
bei einem Umſatz von über 100 000,— RM eine Abweichung des 
gebuchten Umſatzes von dem geſchätzten Amſatz von weniger als 
10 v. H. des Geſamtumſatzes nicht als weſentliche Abweichung be⸗ 
zeichnet, fo daß inſoweit die Vorausſetzungen für eine Schätzung 
nicht vorliegen. Dieſe Auffaſſung kann jedoch nicht ohne weiteres 
auf alle Fälle übertragen werden. Wenn ſich nämlich infolge der 
Abweichung beim Umſatz von weniger als 10 v. H. eine prozentual 
höhere Abweichung bei anderen Ergebniſſen der Buchführung 
(3. B. beim Rohgewinn) ergibt, ſo kann dies zur Verwerfung der 
Buchführung und zur Schätzung führen, auch wenn die Ab⸗ 
weichung beim Umſatz weniger als 10 v. H. betrug (Urteil des 
RF H. vom 13. Januar 1937; VI A 418/36; Stu W. 1937 
Nr. 123). 


Erlaß des Kriegszuſchlages zur Einkommenſteuer 

Für Steuerpflichtige, die nicht zum Wehrdienſt eingezogen ſind, 
wird der Erlaß von Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer in der 
Regel nicht in Betracht kommen. Bei Steuerpflichtigen, die der 
Wehrmacht angehören, kann einem Antrag auf Erlaß von Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer nur dann ganz oder teilweiſe ent⸗ 
ſprochen werden, wenn ſich das Einkommen des Steuerpflichtigen 
infolge ſeiner Einberufung zum Wehrdienſt oder infolge einer im 
gegenwärtigen Kriege erhaltenen Verwundung fühlbar vermindert 
hat. Die Gewährung von Erlaß des Kriegszuſchlages zur Ein⸗ 
kommenſteuer iſt ferner dann geboten, wenn die Ehefrau oder ein 
unverſorgtes Kind eines Kriegsgefangenen, eines Internierten oder 
eines im gegenwärtigen Krieg Gefallenen einen Antrag auf Erlaß 
des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer ſtellt; dies gilt auch 
dann, wenn ſich das Einkommen nicht fühlbar vermindert hat. 
Wenn die vorſtehend bezeichneten Vorausſetzungen gegeben ſind, ſo 
kann der, Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer auch Lohn- oder 
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Neuausgabe des Reichskursbuchs 

Zum 5. Oktober 1941 erſcheint die Winterausgabe des 
Reichskursbuchs (Kleine Ausgabe). Es gibt Auskunft über alle 
Reiſemöglichkeiten in Deutſchland und über die wichtigſten Ver⸗ 
bindungen mit dem neutralen Ausland. Über den Bezug geben die 
Poſtämter und die Bahnhöfe Auskunft. 


Umfang des Poſtſcheckdienſtes im Juli 1941 

Die Zahl der Poſtſcheckkonten ift im Juli 1941 um 14476 
Konten auf 1 418 194 geſtiegen. Auf dieſen Konten wurden bei 
88,8 Millionen Buchungen 29,4 Milliarden RM umgeſetzt. Davon 
find 25,6 Milliarden RM oder 86,9 v. H. unbar beglichen 
worden. Das Guthaben auf den Poſtſcheckkonten betrug Ende 
Juli 2051 Millionen RM, im Monatsdurchſchnitt 1946 Millionen 
Reichsmark. 


Eine Milliarde RM Guthaben bei der Poſtſparkaſſe 

Anfang Auguſt hat der Geſamteinlagenbeſtand der Poſt⸗ 
ivarfaffe eine Milliarde RM überſchritten. Dieſes ſparpolttiſch Dbe- 
merlenswerte Ergebnis ift ein beachtlicher Erfolg der Poſtſpar⸗ 
falje, um jo mehr, als der Poſtſparkaſſendienſt in Großdeutſchland 
erſt am 2. Januar 1939 eingeführt worden iſt und das von der 
alten öſterreichiſchen Poſtſparkaſſe übernommene Guthaben noch 
nicht 100 Millionen RM betrug. l 

Der von der Poſtſparkaſſe in nur wenig mehr als 2 Jahren 
erzielte Einlagenbeſtand von einer Milliarde RM iſt ein über- 
zeugender Beweis für die Notwendigkeit, darüber hinaus aber 
auch für die Volkstümlichkeit und Anziehungskraft der poſtaliſchen 
Sparorganiſation. Das beweiſt auch die große Zahl der Poſt⸗ 
ſparer, die am 30. Juni 1941, alio nach 2½ jährigem Be- 
ſtehen der Poſtſparkaſſe, bereits auf rund 4,3 Millionen ange- 
ſtiegen war. Im erſten Halbiahr 1941 betrugen die Einlagen 
rund 629 Millionen RM, im Monatsdurchſchnitt rund 
104,8 Millionen RM. Den Einlagen ſtanden in der gleichen 
Zeit Rückzahlungen in Höhe von rund 278 Millionen RM, im 
monatlichen Durchſchnitt von rund 46,3 Millionen RM gegen- 
über, Die erſten ſechs Monate des Jahres 1941 haben fomit 
einen reinen Einzahlungsüberſchuß von rund 351 Millionen RM, 
im Monatsdurchſchnitt von rund 58,5 Millionen RM ergeben, 


Poſtverkehr 


Gehaltsempfängern ganz oder teilweiſe erlaſſen werden; in be⸗ 
ſonders gelagerten Ausnahmefällen kann er auf Antrag auch er⸗ 
ſtattet werden, wenn die Erſtattung geboten erſcheint, um eine 
unbillige Härte zu beſeitigen. 


An alle Herſteller von Maſchinen, Geräten, Apparaten 
uſw. für Gaſtſtättenbetriebe! 

Innerhalb der Hermann ⸗Eſſer⸗ Forſchungsgemeinſchaft für 
Fremdenverkehr in Frankfurt M. ift eine techniſche Abteilung 
errichtet worden. Sie hat ſich die exakte Forſchung aller techniſchen 
Probleme im Gaſtſtättenbetrieb zur Aufgabe geſetzt, um die Ra⸗ 
tionalifierung und techniſche Vollkommenheit unſerer Betriebe 
weiter zu fördern. Vorausſetzung dieſer Arbeit iſt eine voll⸗ 
ſtändige und umfaſſende Kenntnis aller Apparate, Geräte, Ma⸗ 
ſchinen und ſonſtiger techniſcher Einrichtungen, die für Gaſt⸗ 
ſtättenbetriebe aller Art und Größe hergeſtellt werden. 

Es ergeht daher an alle Firmen, die derartige Geräte her⸗ 
ſtellen, die Bitte, der genannten Forſchungsſtelle alle ihre Pro⸗ 
ſpekte, Kataloge, Werbeſchriften, Zeichnungen uſw. zu überſenden, 
und zwar wenn möglich in doppelter Ausfertigung. 

Die gleiche Bitte wird auch an Herſteller von Möbeln und 
Einrichtungsgegenſtänden für Hotel⸗ und Gaſtſtättenbetriebe, an 
Geſchirr⸗ und Beſteckfabrikanten, an Wäſchefirmen, Teppich⸗ und 
Gardinenfirmen, Lampenfabriken uſw. gerichtet. 

Wir hoffen, daß die Aufforderung dem Forſchungsinſtitut 
reiches Material bringen wird. 

Die Zuſendungen bitten wir an die 

Hermann⸗Eſſer⸗Forſchungsgemeinſchaft für Fremdenver⸗ 
kehr, Frankfurt / Main, Forſthausſtraße 115/117, 
zu richten. 


Perſonalien 


Aus dem Kreiſe unſerer Berufskameraden ſtarben am 
16. Auguſt 1941 unfer Kollege Johann Butz, Bromberg, unſer Be- 
rufskamerad Pg. Adalbert Engler, Bromberg⸗Mühltal, und 
am 18. Auguft 1941 unſer Berufskamerad Ernſt S champ, 
Bromberg. p 

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten. 


während der Einzahlungsüberſchuß im Monatsdurchſchnitt des 
Jahres 1940 26,1 Millionen RM betrug. Der ſtetige Ein- 
lagenzuwachs hat ſich in einer zunehmenden Erhöhung des Durch⸗ 
ſchnittsguthabens ausgewirkt, das feit Beginn des Jahres 1940 
15 zum 30. Juni 1941 von 122 RM auf 209 RM angeſtiegen 
ift. 


Keine „Poſtaufträge zur Annahmeeinholung“ mehr 


Seit 1876 beſteht die Einrichtung der Deutſchen Reichspoſt, 
daß die Poft beauftragt werden kann, im Wege der Poſtaufträge 
zur Annahmeeinholung Wechſel den Bezogenen zur Abgabe der 
Annahmeerklärung vorzuzeigen. Die Inanſpruchnahme dieſer Ein⸗ 
richtung, die in den früheren Jahrzehnten beachtlich war, iſt in 
den letzten 30 Jahren außerordentlich zurückgegangen. Während 
im Jahre 1913 noch 47 950 Poſtaufträge dieſer Art eingeliefert 
wurden, ſank die Zahl bis zum Jahre 1931 auf 631 Stück 
herab und verringerte ſich von Jahr zu Jahr bis auf 73 Poſt⸗ 
aufträge zur Annahmeeinholung, die im Jahre 1940 für das 
geſamte Reichspoſtgebiet vorlagen. 


„Die Aufwendungen der Deutſchen Reichspoſt für dieſen Dienſt⸗ 
zweig, die ſich in der Vorratshaltung von Formblättern für dieſe 
Poſtaufträge bei rund 55 000 Amtern und Amtsſtellen der 
Deutſchen Reichspoſt und in der Unterrichtung des Perſonals über 
die entſprechenden Vorſchriften des Wechſelrechts und über die 
Durchführungsbeſtimmungen der Deutſchen Reichspoſt auswirken, 
ſtehen in keinem Verhältnis zu der geringen Benutzung der Ein⸗ 
richtung und zu dem kaum nennenswerten Gebühreneingang aus 
dieſem Dienſtzweig. Da nach dieſer Entwicklung ein allgemeines 
Bedürfnis zur Aufrechterhaltung der Einrichtung nicht mehr 
beſteht, hat fih die Deutſche Reichspoſt entſchloſſen, den Dienſt⸗ 
zweig „Poſtaufträge zur Annahmeeinholung“ mit Ablauf des 
Monats Juli 1941 aufzuheben. 


Poſtſendungen für Serbien 


Zwiſchen Deutſchland und ganz Serbien ſind gewöhnliche 
und eingeſchriebene Briefe und Poſtkarten zu den Gebührenfägen 
und Verſendungsbedingungen des Weltpoſtvereinsverkehrs in 
beiden Richtungen zugelaſſen worden. 


Die Facharuppe iſt eine ſtändige Beilage der „Danziger Wirtschafts- Zeitung“. — Verantwortl. für den Tertteil: Edgar Sommer, 


ür Anzeigenteil: Leo Meiſter, beide in Danzig. — Verlag: „Der Danzi V “ G. m. b. 9., Danzig. — 
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Die echten Danziger Lachs Liköre 


seit anno 1598 unerreicht 


Seit 1804 | 


das gute 


| Fischer-Bier | 


BRAUEREI R. FISCHER 


Danzig-Neufahrwasser 


Echt Tiegenhöfer 


Stobbe- Brau 


Für Danzig durch: 


da. F. Staberom 


Poggenpfuhl 75 Tel. 283 39 


Danziger Aktien-Bierbrauerei 


Telefon 41041143 


Für Dirschau durch: 


J. Maſchke 


Dirschau, Wilhelmstraße 


Kenner trinken nur 
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Danziger Sühmosterei flüssiges Obst« Y 


Grabengasse 6 Tel. 26172 
Zur Zeit nur beschränkt lieferbar 
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